
KIRCHLICHES AMTSBLATT 
' 

' .

> 
• 

DES EVAN.CiELISCHEN l<ONSISTORIVfvtS GREIFSWALD 

Greifswald, den 23. November· 1950 

Inhalt: 

1. Kirchengesetze und kirchliche Ver.ordnungen.

1. Pomm. Kirc11enordnung (PKO) vom 2. Juni 1950
2. Kirchengemeindewahlordnung vom 2. Juni 1950, •.
3. Einführungsgesetz zur PKO vom 21. September 1950
4. Kirchengesetz über die Besetzung der Pfarrstellen vom 2. Juni 1950

................... .,. ...... llllllllllllllllllllllllllllllllllflllllfllllllllllllllllllllllllllllllnlll, .. ..,, ...... ,_. ....... ;. 

1950 

Seite
30
47
51
52

NR. 1 KIRCHENORDNUNG DER POMMERSCHEN EVANGELISCHEN KIRCHE 
VOM 2. JUNI 1950

Teil I 

.. Leitung, Ve�altung und Ämter der Kirche und illrer Gemeinden

Präambel ;
Einleitende Bestimmungen
Erst er Ab schnitt:
Die KiDchengemeinde

I. Aufgaben und Bereich • • • . . ,
· II. Das Pfari•amt . • . . • • . . .

· 1. Aufgaben und Stellung des Pfarrers
2. Die Zulassung zum Amt
S. Die Berufung in das Amt .
4. Errichtung und Aufhebung

von Pfarrstellen . . . .
III. Die ergänzenden und unterstützenden

Ämter . . . . . . .
IV. Das Ältestenamt
V. Der Gemeindekirchenrat

VI. Besondere B estimmungen
Zweite r Abschnitt:
Der Kirchenkreis

1. Aufgaben und Bereich
II. Das Amt des Superintendenten

. 
.. 

lnhalteOberficht
Artikel Seile 

30 
1- 430

5-;:- 12 30
.13- 3131
.13.......: 23 31
24- 26 32
27- 29 32

30- 3132·

32- 41 33
42- 57-34
58- 73'35
74- 78 37

III. Die Kreissynode . •
IV. Der Kreiskirchenrat .
Dritter Abschnitt:
Die Pommersche Evangelische Kirche

I. Aufgaben und Bereich . . • .
II. Der Bischof und die Pröpste .

1. Die Pröpste .
·. 2. D er Bischof . .

III. Die Landessynode .
IV. Die. Kirchenl eitung
V. Das. Konsistorium . • .

VI. Besondere .Ämter und Dienststellen •
Vi e rt e r  Absch�'itt :·
Die kirchlichen Werke

I. Werke des Gemeindedienstes
II. Werke des diakonisch-missionarischen

· Dienstes . . . . • .
III. Andere kirchliche Werke .. . . .

79- RO 38 F ü n f t e r A b s c h n i t t :
81- 87 38 Gemeinsame und · S chlußbestiinm.ungen

Artikel Sul11
88- 9939

100-10540

106-10841
109-124:41
110-11842
ll9-12342
124-13143
132�13844
139-14545
146--148 46

149 46

1:;0-15246
153-15546

156-15847



llJas walte lSatt 'Dakr, Sahn und. idlign- lGcift! 
»J\llea ift. �uer, ihr aber feit, Chrifti,. Chriftua aber ift G.otte13.« · 1. Kor; 0,:2.2�.23 ·
Dte Pommerfche Eoangelifche Kirche behennt fich zu Jefua Chriftue, tiem Sohn bee lebenOigen Gottee,

Oem für urie gekreuzigten unt, auferftanOenen ·Herrn.. Damit fteht fie in ber Einheit tier einen heiligen 
allgemeinen chrtftltchen Kirche, bie überall tia ift;·. roo bae Wort Gottes lauter oerl\ünbigt roirb unb 
Oie Sakramente 1·echt oerroaltet n,erOen. 

ihre unantaftbare Grun_blage ift Oaa Eoangelium·;: mie ee in ber Heiligen Schrift l\lten uri� Neuen
Teftamente bezeugt 1ft. Sie erkennt t>ie fortöauernöe Geltung ihrer Bekenntnme an: öea apoftolifchen 
unt, t>er anberen altl\irchlichen, ferner b�r J\ugeburgif chen Konfefflon, ber 7\pologie, ber Schmalkal=
Oif chen 1\r:tikel unb t,ee Kleinen unb Großen Katechlanwe Luthere. ·· 

Sie ro,eiß fleh zu. immer neu�r Vergegenroärtigung unb J\nroenbung biefer ßel\enntniffe oerpflichtey
rote biee auf t,er Bel\enntniafynobe in Barmen 1934 beUpielhaft gef chehen ift. 

· / 

Im Gehorram t,·ea Glaubena an t,en Gott, ber ein _Gott ber Ort'>nung unb bee Frtebena ift unb roiU, 
baß allee ,ehrbar unt, ortientlich zugehe, hat fie fleh folgen6e OrOnung gegeben. 

Einleitenbe Beftimmungen 
Al'tikel 1 

Das Evangelium von Jesus Christus ist die Gabe 
Qottes an die Welt. Die Kirche hat den Auftrag, das 
Evangelium· .zu verkündigen und auszubreiten. Auf 
Grund des evangelischen Verständnisses vom allgemeinen 
Priestertum • sind alle Gläubigen berechtigt und ver-
_ pflichtet, diesen Dienst zu tun. 

' 

Artikel 2 
Wo sich Menschen im Glauben um Gottes Wort und 

Sakrament sammeln, ist die Gemeinde J esu Christi: In 
der örtlieheii Kirchengemeinde ebenso wie in den · über­
greifenden :$ereichen des Kirchenkreises, der Pommer� 
se.hen Evangelischen Kirche, .• der Gesamtkirche und m
den Werken: der Diakonie und Mis�io:t1 sowie in .. den 
übrigen Werken der kirchlichen Arbeit. Sie alle leben 
von der einen Gabe und stehen in de'm einen Dienst, den 
sie mit den :Mitteln erfüllen, die ihrer besonderen .A,uf­
gabe ent�prechen. 

. . 

Artikel 3 
1. Die Erfüllung des Auftrages Jesu Christi erfor­

dert mancherlei Ämter in der Kirche. Die Ämter unter­
scheiden. sich untereinander durch <lie Besonderheit der 
Gaben und Aufgaben, 

· · · · · 

2. Träger des geistlichen Amtes in dem besonderen
Sinne als berufene und verordnete Diener des Wortes 

sind die· Pastoren, Ihnen sind in ,der örtlichen Kirchen­
gemeinde d� Pfarramt, in den übergreifenden Bereichen 
der Kirche entsprechen<le Ämter anvertraut. · 

3. Der Dienst dieser Ämter wird durch das Ältesten­
mnt mitgetragen· und auf bestimmten Gebieten durch 
die· anderen in dieser Orfurnng vorgesehenen Ämter er­
gänzt und unterstützt. 

4. Wo sonst Gemeindeglieder in der Verkündigung
und der barmherzigen Liebe tätig sein wollen, hat die 
Kirche auch deren Arbeit zu föDdern, soforn sie von dem 
lauteren biblischen Evangelium Zeugnis gibt. 

Artikel 4 
1. Die Kirche nimmt bei der Durchführung ihrer

Aufgaben auch am allgemeinen Rechtsleben teil. Die 
Kirchengemeinden und Gemeindeverbände, die Kirchen­
kreise und die Pommersche Evangelische Kirche sind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

2. Über ihre Lehre und über ihre Ordnung urteilt
und entscheidet die Kirche selbständig. Sie verleiht ihre_ 

Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der politischen · 
Gemeinde. 

E r s t e r, Absc hnit t. 

· DIE KIRCHENGEMEINDE

I. Aufgaben �mb Bereich

.Artikel 5 
1. Die Kirchengemeinde trägt die Verantwortung da­

für, daß das Evangelium verkündigt wird: Im Gottes­
dienst und in der Seelsorge, in der Erziehung der.Jug_end, 
im Dienst der Nächstenliebe und im missionarischen 
Dienst. 

2. · Sie hat sich dafür verantwortlich zu wissen; da.ß
zur Erfüll�g dieser . Aµfgabe gemäß der Ordnung der 
Kir�he .die erforderlichen Ämter, vor allem da.es Pfarr� 
amt, eingerichtet und besetzt werden, und hat .für die 
Verrichtung aller sonst notwendigen Dienste zu sorgen. 

3. Sie hat die notwendigen gottesdienstlichen Stätten
· und sonstigen· Einri�htungen z11. schaffen:

4. Sie hat--- die ihr anvertrauten Mittei gewissenhaft
für· die Erfüllung ihrer Aufgaben zu verwenden. Eiri­
gedenk ; ihrer Gliedschaft am Ganzen der Kirche _trägt
sie nach Kräften auch zur Erfüllung der gesallltkirch­
lichen Aufgaben und· zur Abhilfe der Nöte in anderen
Geme:i:nden bei.

Artikel 6 
1. Die Kirchengemeinden erfüllen ihre Aufgaben in 

den · Grenzen der kirchlichen Ordnung in eigener Ver­
antwortung. 

2, Die Kirchengemeinden neh�en am Leben der 
Kirche und durch ihre V eTtretung in den Synoden auch 
an der Leitung der Kirche. teil. Sie stehen im . beson­
deren in der lebendigen Gemeinschaft des Kirchenkreises. 

Artikel 7 
1. Die Kirchengemeinden bleiben in ihren bisherigen

Grenzen bestehen. 
2. über eine Neubildung, Veränderung, Aufhebung

und Vereinigung von Kirchengemeinden beschließt nach 
Anhörung der Beteiligten, wenn diese einverstm1den sind, 
das Konsistorium, andernfalls die Kirchenleitung. 

3. Wird eine VermögensaUJSeinandersetzung erforder­
lich, über die die Beteiligten sich nicht einigen, so ent­
scheidet der . Rechtsausschuß der Pommerschen Evan­
gelischen Kirche. 



Artikel 8 
1. Glieder ,einer Kirchengemeinde sind alle getauften

' evangelischen _ Christen, die im Bezirk der Kirchenge­
meinde ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
haben, wenn nicht. ihre Zugehörigkeit zu einer anderen 
Gemeinde begründet ist. Die Verlegung des Wohnsitzes 
aus einer Kirchengemeinde in eine andere , hat den 

, Wechsel der - Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde zur 
Folge, soweit nicht besondere abweichende Vorsch-riften , 
bestehen. Das gleiche gilt bei Zuzug, --von Gliedern 
anderer evangelischer Landeskirchen. Das Nähere be-
stimmt die Kirchenleitung, 

2. Personen, die nicht Gemeindeglieder sind, können 
n�eh den Bestimmungen der' · Ordnung des kirchlichen 
Lebens in die Gemeinde aufgenommen werden, 

3. Das Nähere regelt ein Kirchengesetz.
Artikel 9 

Wer nach ,den Bestimmungen des, staatlichen 'Rechts 
aus' der Kirche austritt oder wer zu ei_ner a:ri.deren Reli­
gionsgemeinschaft übertritt, verliert die Gemeindeglied-
schaft 

· · 

Artikel 10 
In besonderen Fällen kann -zugelaasen werden, daß 

Gemeindeglieder nicht der Kirchengemeinde ihres Wohn­
sitzes oder dauernden Aufenthalts, sondern einer anderen 
Kirchengemeinde angehören. Das 'Nähere bestimmt die 
Kirchenleitung, 

Artikel 11 
Von den Gameindegliedern, wird erwartet; daß sie 

ihr persönliches- Leben in Haus und Beruf in der Verant­
wortung vor Gott und in der Zucht der Liebe führen, 
daß sie am G-ottegdiem.t--- und am Heiligen .AbendID;ahl 
teilnehmen und dafii.r sorgen, <laß ihre Ehe kirchlich 
eing·eseg:het wird, ihre Rinder getauft, christlich erzogen 
und konfirmiert, ihre Entschlafenen unter Mitwirkung 
der Kirche be1;;tattet werden. Das Nähere bestimmt die 
Ordnung -des kirchlichen Lebens; sie trifft auch Be­
stimmungen über die kirchliche Zucht. 

Artikel-· 12 
1. Die Gemeindeglieder haben <las Recht und die

Pflicht, nach ,dem Maß ihrer _ Gaben, Kräfte und :M:ög- _ 
lichkeiten in der Gemeinde mitzuarbeiten. Ämter und · 
Dienste, die ihnen die Gemeinde überträgt, sollen sie 
Mngebend und gewissenhaft wahrnehmen. 

2. Die Gemeindeglieder tragen durch ihre Abgaben
und Opfer di� Lasten der Kirche mit. 

II. Oae Pfarramt

1. Auf g a b_ e n u n d S t e 11 u n g d e s P f a r r e r s
Artikel 13 

1. Der Pfarrer hat als 'rräger des öffentlichen Pre­
digtamtes in der Gemeinde die Pflicht, das Evangelium 
lauter und rejn zu verkündigen, die Sakramente recht 
zu verwalten, die christliche Unterweisung durchzu­
führen, die Glieder der Gemeinde in ihren Häusern zu 
besuchen, den - Dienst der Seelsorge mit tröstendem und 
die Gewissen schärfendem Worte zu üben und in der 
Liebestätigkeit der Gemeinde anregend und helfend· mit­
zuarbeiten. 

2. Der P:farreT leitet die Gemeinde nach dem Worte 
· Gottes im Geist der Liebe und der Zucht. 

Artikel 14 
In seinem geistlichen Amt ist der Pfaner innerhalb 

der kirchlichen Ordnung selbständig mid nur ' an sein -
Ordinationsgelübde gebunden. - -
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Artikel 15 
1. Mehrere Kirchengemeinden können unter einem

Pfarramt zu einem Pfarrsprengel verbunden sein: 
2. In großen Kirchengemeinden kann das Pfarramt

mit mehreren- Pfarrern besetzt werden. 
Artikel 16 · 

1. In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrern liegt
die Vertretung_ des Pfarramts und die Geschäftsführung. 
in der Hand desjenigen, der den_ Vorsitz im - Gemeinde­
kirchenrat führt. 

2. Jedem Pfarre r ist . ein bestimmter Teil der Ge­
meinde als selbständig zu verwaltender Seelsorgebezirk 
und in der Regel gleicher Anteil an den pfarramtlichen 
Pflichten zuzuwe5sen, sofern ihm nicht ein beson.de:i:es 
Arbeitsgebiet übertragen ist. 

· 3. Das Nähere· regelt eine Pfarrdien,stordnung, die
vom Gemein,dekirchenrat aufgestellt wird ·und der -Ge­
nehmigung des Superintendenten bedarf. Ist der _Si;iper­

. intendent selbst beteiligt, so liegt die Genehmigung dem 
- Konsistorium ob.

Artikel 17 
1. Falis e.o; dem Pfarrer vorübergehend nicht möglich,

ist, _die ihm obliegenden Amtspflichten zu erfüllen, hat 
er für Vertretung zu sorgen. 
· 2. Zu Amtshandlungen für Gemeindeglieder, die nicht

zu seinem Pfansprengel gehören, bedarf es der Vor­
lage eines Dimissoriales, sofern nicht etwas anderes orts­
üblich iat. In Kirchengemeinden mit. mehreren · Seel�
sorgebezirken kann der - Gemeindekirchenrat· bestimmen,
daß die Vorlage eines Dimissoriales auch dann erforder­
lich ist, wenn ein Pfarrer eines anderen Seelsorgebez:irkes
zu einer Am�handlung in Anspruch genommen werden ·
�L 

3. In einer anderen Kirchengemein!Ie darf er nur mit
Zustimmung des zuständigen Pfarrers amtieren. Ver-

, sagt dieser die Zustimmung, so kann die Entscheidung 
des Kirchenrats angerufen werden. Versagt sie auch 
der Gemeindekirchenrat, so en�heidet der Superin­
tendent. 

Artikel 18 
Der PfaTrer · darf seinen Dienst, insbesondere aucp. 

die Spendung des Heiligen Abendmahls, einem evange.. 
lischen - Christen nicht deshalb· versagen, weil dieser 
einem anderen in der Evangelischen Kirche in. Deutsqh-
land geltenden Bekenntnis angehört. 

.Artikel 19 
1. Das Beichtgeheimnis ist _ unverbrüchlic�.
2. _ I)ie Vorschriften über _ die Amtsverschwiegeilheit

enthält .Artikel 158. 
Artikel 20 

1. Von dem Pfarrer wird erwartet, daß er täglich
im Umga.ng mit dem Worte Gottes uri.d im Gebet lebt 
und mit seinem Hause ein Leben in christlichem Geist 
und in christlicher Zucht führt. Er steht in· der Ge-· 
meinschaft des Dienstes und Lebens mit den · Amts-. 
briidern des Kirchenkreises, mit denen er sich regel- · 
mäßig im Konvent zusammenfindet. Das Nähere regelt 
eine Konventsordnung. Die .Teilnahme am Konvent ge-, 
hört zu seinen Amts.pflichten. 

2. Von den Trägern des leitenden· geistlichen .Amtes
erfährt der Pfarrer Rat, Hilfe und seelsorgerlichen
Dienst. Er soll sich in allen Nöten vertrauensvoll an sie
wenden, in der Regel zunächst an den Suprintende:hten.
Ihre Besuche und Visitationen hat er als· einen gejst� ._
liehen - Dienst der Kirche an· Amt und Gemeinde anzu. ·
nehmen. ·
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Artikel 21 
1. Der Pfarrer steht in Lehre, Dienst und Leben. in

der brüderlichen Zucht, die von deri Amtsbrüdern, vor 
allem von dem Superintendenten, geübt wird. 

2. Reicht weder die brüderliche Mahnung noch die
Vennahnung der leitenden geistlichen Amtsträger aus, 
um Anstöße zu beseitigen, so ·,tritt die Disziplin der 
Kirche ein. Das Nähere bestimmt ein Kirchengesetz. 

Artikel 22 
1. Der Pfarrer steht zur Kirche in einem öffentlich­

ree.htlichen Dienstverh�ltnis, das mit der Berufung zum 
Pfarrer auf LebeIJBzeit begründet wird. Die besondere 
Art . seines Dienstverhältnisses ergibt sich daraus, daß· 
er verotdneter, Diener des Wortes ist. 

2. Der Pfarrer hat ein· Anrecht auf Hilfe, Schutz
und Fürsorge .der Kirche.. Mit seinem Unterhalt· ist er, 
solange er eine Gemeindepfarrstelle · verwaltet, an die 
K'll'chengemeinde gewiesen, der die Kirche im Bedarfi 
:falle die notwendige Hilfe gewährt. Bekleidet der Pfarrer 
infolge von Umständen, die er nicht zu vertreten hat, 
kein Amt, so sorgt die. Kirche für ihn. 

3. Im übrigen werden die Rechte und Pflichten, _die
sieh ,aus dem Dienstverhältnis ergeben, unter Beachtung 
der in dieser ;Kirchenordnung gegebenen Grundsätze zu .
einer Ordnung der Djenstverhältnisse · der Pastoren zu­
sammengefaßt. In ihr werden auch die Voraussetzungen 
geregelt, unter denen ein Pfarrer in ein anderes Amt, 
in den Wartestand ·und in den Ruhestand· versetzt

wird, kann von der Kirchenleitung in den Dienst der 
Kirche übernommen und ordiniert werden. Der Ordi­
nierte führt die Amtsbezeichnung Pastor und kann zum 
Pfarrer berufen werden. Bis zur festen Anstellung wird 
er mit der Unterstützung eines Pfarrers oder mit der 
Verwaltung einer Pfarrstelle widerruflich beauftragt. 

3. Das Nähere über· die Vorbildung der Pfarrer und
über die Zulasung ·zum Amt bestimmt die Pfarrervor­
bildungsordnung. In ihr wird auch festgelegt, in welchen 
Fällen· von den Bestimmungen der · Absätze 1 · u;nd 2 
Befreiung gewährt werden kann. 

Artikel 26 
1. Die Ordination wird im Auftrag der Kirche unter

Gebet und Handau:flegung in einer gottesdienstlichen 
Handlung vollzogen, in der .der zukünftige Pastor durch 
ein Gelübde . seine im Bekenntnis der Kirche bezeugt� 
Bindung an die Heilige Schrift· bejaht und sich zur 
Treue im Amt, zum Gehorsam gegen die Ordnung der 
Kirche und zu einem seinem Beruf innerlich und äußer­
lich entsprechenden Wandel verpflichtet: 

2. Die Ordination gehört zu den Obliegenheiten. des
Bischofs (vgl. Artikel 119 Absatz 4 und Artikel 81 Ab-
satz 3 Ziffer 7). 

. 
. 

3. Die mit der Ordination verliehenen Rechte können
nach näherer Be..c;timnmng der kirchlichen Ordnung 
entzog�n oder ahgelogt wrcrden. 

3. D i e B e r  u fu n g in d a s  A m t
Artikel 27 

Die Berufung zum Pfarrer einer Kirchengemeinde 
setzt voraus, daß eine ordnungsgemäß errichtete Pfarr­

Die. Kirchenleitung ist ermächtigt, einem Pfarrer mit . stelle besetzt werden kann. 
besonderen Aufgaben eine entsprechende Amtsbezeich- · Artikel 28 

werden kann. · 
Artikel 23 

uung beizulegen. Die Gmeindep:l'arrstellen werden abwechselnd durch 
2. D .i e Z u 1 a s s u n g z u m A m t die Kirchengemeinde unter Bestätigung durch das Kon­

sistorium und durch das Konsistorium unter vorher-Artikel 24 gehender Beteilig1;mg der Kircp.engemeinde besetzt. Das 1. Die Kirche kann das Pfarramt nur solchen Nähere über das Besetzungsverfahren regelt dasMännern anvertrauen, die im Evangelium wurzeln für . Kirchengesetz über die Besetzung der Pfarrstellen.das Amt zugerüstet sind und die Haltung zeigen: die 
einem kirchlichen Amtsträger eignen muß. Sie . prüft Artikel 29 
daher die, die das Amt begehi.•en, auf ihre Vorbildung 1. Der Pfarrer wird im Gemeindegottesdienst durch
und ihre Eignung und überträgt ihnen: am Grund dieser· den Superintendenten eingeführt. Pabei wird ihm die 
Prüfung das Amt eines Pastors durch die Ordination. Berufungsurkunde übergeben. Mit der Übergabe der 

2. Frauen, die theologisch und praktisch vorgebildet Berufungsurkunde ist der Pfarrer Inhaber · der Pfarr­
und ihrer P�rsönlichkeit nach •geeignet sind, können als stelle, wem;t nicht die Urkunde einen früheren Zeitpunkt 
Pfa.rrvikarinnen eingestellt werden. Ordinierte Pfarr- angibt. 
vikarinnen stehen in einem geistlichen Amt besonderer 2. Nach der Einführung hält der Pfarrer die 4n­
Art. Die. Anstellung der Pfarrvikarinnen wird in einer trittspredigt und begrüßt damit zugleich die Gemeinde. 
besonderen Ordnung geregelt, in ßer die . Möglichkeit Hat die Ordination noch nicht mattgefunden, so ist sie 
gewährleistet ist, sie mit allen Aufgaben des pastoralen mit der Einführung zu verbinden. 
Dienstes zu bauftragen. 

3. In besonderen F'ällen kann clie Kirchenleitung 4· E rr i c h  t un g 
auch Männer und Frauen, die nicht auf einer Hoch- u n d .Au f he b u n g vo n P f a r r  s t e 11 e n
schule theologisch vorgebildet sind, zur Verrichtung Artikel 30 
pfarramtlicher Dienste zulassen. Das Nähere bestimmt Über die Errichtung neuer und . die Aufhebung be-
eine besondere Ordnung� 

· 
stehender Gemeindepfarrstellen wie auch über die Her-

Artikel 25 stellung und .Aufhebung dauernder pfarramtlicher Ver-
. bindungen von Kirchengemeinden beschließt nach .An-1. Die theologische Vorbildung geschieht durch eine hörung des Gemeinde- und des Kreiskirchenrates, wenntheologische Fakultät. Auf Grund der theologisch- die Beteiligten einverstanden sind, das Konsistorium, wissenschaftlichen Prüfung und der sonstigen Eignung andernfalls clie Kirchenleitung. entsch�idet die Kirchenleitung über clie Aufnahme unter 

die Vikare; Der Vikar steht im Vorbereitungsdienst der Artikel 31 
· Kirche. 1. Zur Erfüllung besonderer .Aufgaben können Pfar-

2. Der Vorbereitungsdienst wird mit einer zweiten rer, Pfarrvikarinnen und Hilfskräfte auch im überge­
Prüfu:ng . vor dem Theologischen Prüfungsamt abgec meindlichen Dienst beschäftigt werden. Hierfür können 
schlossen, Wer sie besteht und· für geeignet befunden übergemeindliche Stellen errichtet werden. 



2. Stellen des Kirchenkreises werden durch Beschluß
der Kreissynode errichtet und vom Ifreiskirchenrat be­
setzt. Die Errichtung und die Besetzung bedarf der 
Bestätigung des Konsistoriums. 

· 3. Gesamtkirchliche Stellen werden durch Beschluß
der Landessynode errichtet und von der Kirchenleitung 
besetzt. 

4 .. Für diese Amtsträger im übergemeindlichen Dienst 
gelten die Bestimmungen sinngemäß, die für die Amts­
träger in den Kirchengemeind_en gelten.

III. Die ergänzenöen unt> unterftüt;entten �mter
Artikel 32 

1. Den Pastoren treten nach · Bedarf andere Amts­
träger zur Seite. Sie ergänzen den Dienst des Pfarr­
amtes als .Mitarbeiter bei der Wortverkündigung . oder 
unterstützen die Pastoren in dem ihnen zugewiesenen 
besonderen Aufgabenbereich. · 

2. Die ergänzenden und· unterstützenden Ämter im
Sinne des Absatzes 1 versehen insbesondere Kirchen­
musik.er, Küster, Kirchendiener, Katecheten, Diakone, 
Diakonissen, Gemeindeschwestern, Gemeindehelfer,· Ge­
meindehelfer-innen und Kindergärtnerinnen sowie die 
Amtsträger tmd Angestellten der kirchlichen Verwaltung. 

Artikel 33 
Das .Amt des Kirchenmusikers umfaßt die Aufgaben 

des Organisten und des Chorleiters. Der Kirchenmusiker 
trägt die Verantwortung für die Pflege der Kirchen­
musik und der Singarbeit in der Geineinde. Sein Amt 
steht im Dienst der Erbauung, der Verkündigung und 
der Anbetung. Der •Kirchenmusiker ist in seiner musi­
kaJischen Tätigkeit selbständig unbeschadet der kirch­
lichen Ordnung; der Befugnisse des Gemeindekirchenrats 
und der Rechte des Pfarramtes .. Das Nähere regelt eine , 
besondere Qrdnung. 

Artikel 34 
1. Der Küster· sorgt für die würoige Vorbereitung

der gottesdienstlichen Räun1e und :für die äußere Ord­
nung während der gottesdienstlichen Feier. Er rüstet 
· den Altar für den Gottesdiell6t zu. Er verwahrt · und
pflegt die Abendmahls- und Taufgeräte. Er wacht über
die Durchführung der Läuteordnung. Daneben kann er
auch für den Dienst der kirchlichen Verwaltung heran­
gezogen werden.

2. Der Kirchendiener sorgt für die Reinigung. des
Gotteshauses. Er bedierit die Lieder-tafeln, . läutet die
G_locken und verrichtet andere notwendige Dienste, · die
nieht dem· Küster übertragen sind. · .

· 

3. In . gegebenen Fällen können die Dienste des
Küsters unq. des Kirchendieners vereinigt werden.

Artikel 35 
Katecheten werden für die kirchliche Unterweisung 

bestellt. Der Katechet ist gehalten, die Christenlehre 
(Religionsunterricht) in Bindung an Schrift und Be­
kenntnis zu erteilen. Bei der Ausübung seines Dienstes 
h:i.t er sich in ständiger Verbindung mit dem Pfarrer 
zu .halten und, ist an dessen Weisungen gebunden. In 
. äußeren Fragen seines Dienstes . entscheidet in Zweifels­
fällen der Gemeindekirchenrat. 

Artikel 36 
Der Diakon ist durch seine Ausbildug in einer 

Diakonenanstalt in besonderem Maße zur· Mitarbeit im 
pfarramtlichen Dienst bestimmt, Ihm sind möglichst 
selbständige, klar umschriebene Arbeitsgebiete zu über­
tragen. Nachgehende Fürsorge, Besuchstätigkeit und 
Sammlung der ihm anvertrauten Gemeindekreise werden 
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die besonderen Kennzeichen seines Dienstes sein müssen. 
Seine Arbeit soll vorzugsweise den Männern .der Ge­
meinde und ,der Jugend, insbesondere der männlichen 
Jugend, gelten. Unter besonderen Verhältnissen und 
unter zeitlicher und örtlicher Begrenzung kann ihn. das 
Konsistorium im Einvernehmen . mit dem Bis:chof er­
mächtigen, die einem Pastor vorbehaltenen Dienste zu 
verse4en. 

Artikel 37 
1. Der Einsatz der Diakonissen und Schwestern

anderer kirchlicher Schwesternschaften im ergänzenden 
und unterstützenden Diünst erfolgt auf Grund der durch 
ihl'e Mutterhäuser (Heiniathäuser) vermittelten· Ansbil­
duug nach Maßgabe des Bedarfs. der Gemeinden. ·· 

2. Die Arbeit der Diakonisse in der Gemeinde und
die Arbeit· der Gemeindeschwester gilt insbesondere 
den Armen, Kranken, Pflegebedürftigen, den Jugend­
lichen und den Kindern. Damit trägt sie zugleich zur 
engeren Verbindung· zwischen Kirche, Haus und Familie 
bei. 

· Artikel 38
1. · Der Gemeindehelfer oder die Gemeindehelferin

können nach Maßgabe ihrer Ausbildung . �d ihrer 
Befähigung einem Pfarrer bei seinen Aufgaben · HjJ:fe 
leisten oder mit der selbständigen Betreuung eines be­
stimmten Arbeitsgebietes beauftragt werden. Insbeson­
dere können ihnen Aufgaben eines Diakons, Kirchen­
musikers oder Katecheten übertragen oder die Sammlung · 
der Kinder,. der ,Tugend und der Frauen sowie die Mit­
arbeit in der kirchlichen Fürsorge ztigewie,sen wn·den. 
Sie werden in der· Regel auch in der kirchlichen Ver-
waltung beschäftigt. 

2. Zur Betreuung der Kinder in den kirchlichen
Kindergärten werden Kindergärtnerinnen, Hortnerinnen, 
Helferinnen besten t. 

Artikel 39 
Für die laufenden Verwaltungsgeschäfte können 

haupt- oder nebenberufliche Kräfte angestellt m•rden. 
Die Anstellung erfolgt in der Regel im Vertragsver­
hältnis. Falls sie Dienste von besonderer kirchlicher Ver­
ant\vortlichke�t leisten, können sie als Amts.träger anf 
Lebenszeit. angestellt -werden. 

Artikel 40 
1. Alle Amtsträger des ergänzenden und unter­

stützenden Dienstes müssen für die Aufgaben, die ihnen. 
übertragen werden, gemäß den dafür bestehenden Ord- · 
nµngen vorgebildet sein urid eine Probezeit ableisten. Sie 
müssen nach Haltung und Bewährung für den kirch­
lichen Dienst geeignet sein. Ihre Dienstverhältnisse 
richten sich nach den für sie geltenden besonderen Ord­
mmgen. Di,ese befinden auch über die Einseg·nung und 
Einführung. 

2. Im Falle der Eignung ·· können Trägern eines
unterstützenden Amtes mit Zustimmung des Superinten­
denten nach Bedarf auch bestimmte Gebiete des er­
gänzenq.en Dienstes, iru;besondere die Leitung von Lese­
und Wochengottesdiensten, die Mitwirkung bei der kirch­
lichen Unterweisung oder die Aufgaben des Kirchen­
musikers übertragen und Träger eines ergänzenden 
Amtes auch für die kirchliche Verwaltung herangezogen 
werden. 

3. Die Träger der ergänzenden und unterstützenden
Ämter stehen im Dienst der Kirchengemeinde, die sie 
anstellt oder beschäftigt. Die Anstellung kaim auch 

, durch den Kirchenkreis, durch kirc,hliche AnstalteIJ. oder 
q.Ürch die Pommersche Evangelische Kirche erfolgen. 



Bei Anstellung von Amtsträgern auf Lebenszeit ist, so­
weit sie nicht durch die Kirchenleitung oder das. Kon­
sistorium erfolgt, die Zustimmung des Konsistoriums er­
forderlich, Inwieweit in den sonstigen Fä.Uen eine 
Mitwirkung d� Konsistoriums oder des Superinten­
denten erforderlich ist, bestimmt die Kirchenleitung. 

. Artikel 41 
1. Geeignete Gemeindeglieder können als Lektoren

im Gottesdienst, als Helfer im· Kinci.ergottesdienst · oder 
in der Christenlehre (Religionsunterricht) und für den 
Besuchsdienst herangezogen werden, 

-2. Die Helfer kann der Pfarrer selbständig · beauf­
tragen. Im übrigen bedarf es eines Besc];tlusses des 
Gemeindekirchenrates und der Zustimmung des Super­
intendenten. 

3, Zum Predigtdienst können hierfür besonders be­
fähigte Gemeindeglieder auf Antrag des Gemeinde­
kirchenrats durch das Konsistorium widerruflich zuge­
lassen werden. 

• IV. Dae J\ltefteriamt
Artili:el 42 

Aufgabe der Ältesten ist es, gemeinsam mit dem 
Pfarrer die Gemeinde in allen Angelegenheiten, die nicht 
dem Pfarramt v:orbehalten sind, .so zu leiten, daß es in 
der Gemeinde recht und ordentlich, dem Geist Jesu 
Christi gemäß, zugeht, und den Pfarrer in seinem geist­
lichen Amt zu unterstützen. 

Artikel 43 
·- Die Ältesten :sollen in der Teilnahme am kirchlichen
[ieben,_ in der Mitarbeit an den Aufgaben der Gemeinde
md in ihrer . ej.genen Lebensführung den Gemeind�
�liedern ein Vorbild geben und sie zu lebendiger Teil-
1ahme an Lehen und Arbeit der Gemeinde führen. S'ie
;olleri. sich über die innere und äußere Lage der Gemeinde·
Kenntnis und Urteil verschaffen und beides in der Ge-
neindeleitung fruchtbar machen..

Artikel 44 
Als Älteste d.ürfen nur Gemeindeglieder aufgestellt 

iverden, die sich . treu zu den Gottesdiensten und Abend­
nahlsfeiern hal�n und sich nach Gabe und Bewährung 
rum Ältesten eignen. Sie müssen das 25. Lebensjahr voll­
mdet haben und in der Stimmliste eingetragen sein; in 
Jesohderen Fällen kann der Kreiskirchenrat eine Aus-
1ahme für solche zulassen, die das 21. Lebensjahr voll­
mdet l haben. Älteste über 70 Jahre können nur mit 
?;ustimmung des• Kreiskirchenrats wiedergewählt werden. 

Artikel 45 
1. Sind Älteste zu wählen, so stellt der Gemeinde­

circhenrat in ·Zusammenwirken mit dem Gemeindeheirat 
iine Vorschlagsliste auf. Gemeindeglieder; die in der 
3timmliste eingetragen sind, können Ergänzungsvor­
:chläge einreichen. Die Gemeinde ist hierzu unter An­
{abe eines bestimmten Zeitpunktes, bis zu dem die Vor­
:chläge eingereicht werden müssen, drei Wochen vorher 
mfzufordern. 

2. Der Gemeindekirchenrat prüft die Vorschläge und
veist diejenigen zurück, die den Erfordernissen des 
\rtikels 44 nicht entspl'echen. Gegen die Zurückweisung 
1ines Vorschlages können die Beteiligten innerhalb von 
:wei Wochen· beim Gemeindekirchenrat Beschwerde ein­
egen, über die der Kreiskirchenl'.at entscheidet. 

3. Gehen mehr Vorschläge ein, als die fünffache
�ahl der zu wählenden Ältesten beträgt, so entscheidet 
ler Gemei:nidlekirchenrat in gemeinsamer Sitzung mit 

. dem Gemeindebeirat über die Beschränkung der Vor­
schlagsliste nach näherer Bestimmung der Gemeinde­
wahlordnung. 

Artikel 46 
Di� Gemeindeglieder, deren Namen in die Vor­

schlag,r,iliste aufgenoIIJ.men sind, werden durch den Ge­
meindekirchenrat befragt, ob sie bereit sind, das Amt . 

· eines Ältesten zu übernehmen und das Ält�tengelübde
abzulegen. Diejenigen, die die Frage bejahen� werden

· der Gemeinde bekanntgegeben und können zu Ältesten
gewählt . werden. Der Gemeindekirchenrat kann die­
jenigen bezeichnen, die er selbst zu Ältesten vorschlägt.

.Artikel 47 
Ehegatten, Geschwister, Eltern .und Kinder, Groß­

eltern und Enkel dürfen nicht gleichzeitig Älteste der­
selben: Gemeinde sein. Werden sie gleichzeitig gewählt, 
so gilt nur die Wahl desjenigen, der die höhere Stimmen­
zahl erhalten hat; bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. 

Artikel 48 
1. Die Ältesten werden von der Gemeinde gewählt.

· Ihre Zahl richtet sich · nach der Größe der Kirchen­
gemeinde. Es sollen wenigstens vier · und höchstens
zwölf gewählt werden. Das Nähere bestimmt der Ge-

. meindekirchenrat mit Zustimmung des .Kreiskirchen-.
rates.

2. Gemeindeglieder, die an der 'Wahl teilnehmen
:wolli3n, müssen in der Stimmliste eingetragen sein. Die
Eintragung in die Stimmliste setzt. voraus, ·daß das Ge­
meindeglied· zum Heiligen Abendmahl zugelassen. und am
Wahltage mindestens 21: Jahre alt ist und wenigstens
drei Monate in der Gemeinde oder - wenn mehrere Ge­
meinden am Ort sind - an diesem Ort wohnt und zu
den kirchlichen Lasten. beiträgt, soweit · es dazu ver­
pflichtet ist. Von dem .Erfordernis des dreimonatigen
Wohnsitzes kann der Gemeindekirchenrat in Einzelfällen
aus wichtigen Gründen· befreien.

Artikel 49 
Die Gemeindeglied.er haben ihre Eintragung in die. 

·· Stimm.liste beim Gemeindekirchenrat zu beantragen und
dabei persönlich folgende Erklärung schriftlich oder zu
Protol,rnll abzugeben:

,;Ich will mit Gpttes Hilfe dafür Sorge tragen, daß 
unsere evangelische · Kirche im Glauben an . Gottes 
Wort geleitet wird. Ich will nur solche Gemeinde­
glieder· zu Ältesten wählen, ilie ihre Treue zur Kirche 
ini. Bekenntnis• unseres Glaubens bewährt haben und 
zu denen ich das Vertrauen habe, daß sie ihr Amt 
recht ausrichten werden.''.· 

Artikel 50 
Der Gemeindekirchenrat·· muß den Antrag auf Ein­

tragung in die Stimm.liste zurückweisen: 
�- wenn das Gemeindeglied nach der Ordnung des 

kirchlichen Lebens von der Teilnahme ari der 
Xltestenwahl ausgeschlossen worden ist; 

2. wenn es den christlichen Glauben verächtlich ge­
macht und dadurch oder auch durch seinen Lebens­
wandel der Gemeinde ein noch bestehendes Ärgernis
gegeben hat;

3. wenn es entmündigt ist oder unter vorläufiger Vor­
mundschaft steht.

.Artikel 51 
Das Wahlrecht ruht bei denen, die sich trotz Auf­

forderung durch den Gemeindekirchenrat nicht kirch­
lich trauen lassen, die Taute oder die Kon:girmation ihrer. 



Kinder verhindern, ihre Kinder von der· Erziehung im 
evangelischen Bekenntnis . fernhalten oder sich weigern, 
die kirchlichen Lasten mitzutragen. 

Artikel 52 
1. Unter den gleichen Voraussetzungen, tmter denen

ein Antrag zurückgewiesen werden kann, kann eine Ein­
tragung in der Stimmliste wieder gestrichen werden. 

2. Älteste, die aus der Stimmli�e gestrichen werden,
verlieren das Ältestenamt. 

3. · Gegen Maßnahmen gemäß Art. 50, · 51 und 52
kann· das Gemeindeglied innerhalb von zwei Wochen Be­
schwerde einlegen, . über die der Kreiskirchenrat ent� 
scheidet. 

Artikel 53 
1. Die Wahl der Ältesten findet an einem Sonntag .

nach dem Gottesdienst statt. 
2. Die Wahl erfolgt durch die stµnm.berecp.tigten Ge-

meindeglieder in geheimer Absth;nmung. 
3. Jede. Stiµune zählt gleich. Gewählt sind die,

welche die •meisten Stimmen erhalten.'· Bei·.· Stimmen­
gleichheit entscheidet -das Los. 

. 4. Die näheren Vorschriften über die Ältestenwahl 
trifft die kirchliche Gemeindewahlordnung. 

Artikel 54 
1. Die Ältesten werden iin Gottesdienst vor der ver­

sammelten Gemeinde in ihr Amt eingeführt. Sie haben 
dabei das Amtsgelöbnis abzulegen. Der den Vorsitz im 
Gemeindekirchenrat führende Pfarrer fragt : 

· ,,Ich f�·age euch vor Gott und dieser Gemeinde:
Wollt ihr . im Vertrauen auf Gott und sein Wort das 
euch befohlene Amt dem Bekenntn,is. und den Ord­
mmgen der Kirche gemäß sorgfältig verwalten und 

· gewissenhaft darauf achten, daß alles ordentlich· und
f:h1·bar in der Gemeinde zugehe und als treue · Älteste
für das Evangelium J esu Christi und seine Kirche
eintreten, so antwortet: Ja."
Die Ältesten antworten: ,,.Ja; mit Gottes Hilfe."

2. Erst nach Ablegmig des Gelöbnisses kann das:
.Ältestenamt· ausgeübt werden.. Wer das Gelöbnis ver­
weigert, kanh nicht Ältester sein. 

Artikel 55 
1. Das Amt ·des Ältesten dauert sechs Jahre. Von

drei zu dre i Jahren scheidt die Hälfte aus. Wer erst­
malig ausscheidet, wird durch das Los bestimmt. 

2. Die Ausscheidenden bleiben bis zur Einführung
ihrer Nachfolger im Amt. Werden sie wiederbestellt, so 
werden sie unter Hinweis auf das früher geleistete Ge-­
löhnis durc.h Handschlag für die neue Amtszeit ver­
pflichtet. 

Artikel 56 
1. Das Amt des Ältesten kann ein Gemeindeglied

nur aus erheblichen Gründen niederlegen, unter anderem
1. wenn es das 60. Lebensjahr vollendet hat,
2. wenn es durch Krankheit oder andere außer­

ordentliche Schwierigkeiten an drr ständigen .Aus­
übung seines Amtes verhindert ISt.

2. Ob ein erheblicher Grund vorliegt, entscheidet der
Gemeindekirchenrat. Verneint er es, so ist binnen zwei 
Wochen Beschwerde beim Kreiskirchenrat zuälssig, der 
endgültig entscheidet. 

.Artikel 57 
1. Einem Ältesten, der seine Pflicht versäumt oder

sich unwürdig verhält, kann der Gemeindekirchenrat
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eine brüderliche Mahnung oder, falls das nicht ausreicht, 
der Kreiskirchenrat einen Verweis erteilen. Liegt · eine 
grobe Pflichtwidrigkeit vor, so kann der Kreiskirchenrat 
die Entlassung aus dem Ältestenamt beschließen. Er hat 
vorher den Gemeindekirchenrat und den Ältesten zu 
hören. 

2. Gegen den Beschluß ist binnen zwei Wochen Be-­
schwerde · beim Rechtsausschuß der Pommerschen- Evan­
gelischen Kirche �ulässig. Dieser ents�heidet endgi.iltig, 

3. Wer dasÄltestenamt na,ch .Artikel 52 Absatz 2 ver­
liert oder aus ihm entlassen wird, darf nur mit Zu­
stiitlmung des Kreiskirchenrats wieder in die Vorschlags.­
liste au_fgenommen werden. 

-

V. Der Gemeinl)el\irchenrat ·

.Artikel 58 
1. Dein Gemeindekirchenrat obliegt die Mitverant­

'\\'Ortung für die Pflege des kirchlichen ·liebens und damit 
zugleich auch für die rechte Verkündigung des Evan_­

. geliums. In dieser Verantwortung leitet er die Gemeinde 
unbeschadet d�s b_esonderen Auftrages des Pfarr�rs. 

2. Er sorgt dafür, daß der Gemeinde Gottes Wort
vielfältig angeboten wird, und trägt die Verantwortung 
dafür, daß die Gottesdienste regelmä�ig und · in aus­
reichender Zahl gehalten werden und daß, sofern der 
Pfarrer oder ein Vertreter den Gottesdienst nicht ver­
sehen kann, Lesegottesdienst durch einen Ältesteil oder · 
ein anderes 'Gemeindeglied gehalten wird. _Er regelt auch · 
die von den Ältesten im Gottesdienst zu übernehmenden 
Aufgaben und tritt für die Heiligung der Sonn- · und 
Feiertage ein. 

3. Er hat dafür zu sorgen, daß der Dienst des Pfar­
rers und der anderen 1\.mtsträger der Kirchengemeinde 
durch die Mitarbeit der Ältesten und anderer Gemeinde­
glieder wirksam unterstützt wird. 

4, Er hat darauf zu achten, daß die persönliche Ver­
bindung zwischen .Amtsträgern und Gemeindegliaj.ern 
durch Hausbesuche gepflegt wird. 

5. Er ist für die .All$Übung der Kirchenzucht in der
_Gemeinde verantwortlich . 

6. Er ist mitvera,ntwortlich ·dafür, daß die kirchliche
Unterweisung der Jugend, sowohl\ in der Christenlehre 
(Religionsunterricht) als auch im Kon:firmandenunter­
richt, in rechter Weise durchgeführt werden kann. 

7. Er hat dafür zu sorgen, daß die anerkannten
Werke der Kirche in der Kirchei,-gemeinde Stützung und 
Mitarbeit finden. 

8. Er soll sich der Armen ·und Kranken sowie der
Ililfsbedi.irftigen .annehmen. 

9. Er hat darüber hinaus die Pflicht, die äußeren
Voraussetzungen zu schaffen, die notwendig sind, um 
den Dienst der Kirche zu ermöglichen und·· wirksam zu 
gestalten. 

Artikel 59 
Wenn die Gemeinde durch das Verhalten eines Pfar­

rers oder eines Ältesten Schaden erleidet, soll der Ge­
meindekirchenrat hierüber - wenn . persönliche Aus­
sprache nicht zum Ziele führt - zunächst selbst beraten 
und erforderlichenfalls dem Superintendenten berichten. 
Das gleiche gilt bei Verstößen anderer Amtsträger der 
Kirchengemeinde, soweit nicht der Gemeindekirchenrat 
nach der kirchlichen Ordnung selbst weitere Maßnahnien 
zu treffen vermag. 

·.Artikel 60
Zur .Abänderung der üblichen Zeit der öffentlichen 

. Gottesdienste bedarf es des Einverständnisses zwischen 
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dem Pfarrer und dem Gemeindekirchenrat, ebenso zur 
Vermehrung oder Verminderung der regelmäßigen 
Gottesdienste. Bei Meinungsverschiedenheiten kann die 
Entscheidti.ng · des Kreiskirchenrats herbeigeführt wer­
den. Eine dauernde Verminderung der Gottesdienste· be­
darf auch der Zustimmung des Kon1>istoriums. 

Artikel 61 
1. Der· Gemeindekirchenrat entscheidet .,wenn ldrch­

liche Werke oder Vereinigungen Räume der Gemeinde 
für gottesdienstliche Veranstaltungen in Anspruch neh­
men wollen. Die Kirchepleitung entscheidet über Ein­
sprüche und hat das Recht, allgemeine Richtlinien zu 
geben. · , 

2. Das gleiche gilt, wenn in den Räumen der Jprchen­
gemeinde nichtgottesdienstliche Veranstaltungen statt­
finden sollen; sie dürfen nur zugelassen werden, wenn 
sie mit der Bestimmtmg und der Würde des Raumes 
in Einklang stehen. 
. 3. Bestimmungen darüber, inwieweit kirchliche 

Räume anderen Kirchen oder religiösen Gemeinschaften 
zur Verfügnng gestellt werden dürfen, bleiben dem 

. Konsistorium vorbehalten. 
Artikel 62 

1. Der Gemeinde:{i:irchenrat errichtet und besetzt die
Amtsstellen· der Kircliengemeinde unter Beachtung eines· 
etwa . besteµenden Stellenplans der Pommerschen Evan­
gelischen Kirche und regelt deren Obliegenheiten, soweit 
erforderlich, durch {lin� Dienstordnnng. . 

2. Er verwaltet das kirchliche Vermögen einschließ­
lich der kjrchlichen Stiftungen und Anstalten �ler Kir­
chengemeinq.e, soweit deren Satzungen. die Verwaltung 
nicht anders regeln, und führt die Wirtschaft der Kir­
chengemeinde nach den Bestimmm1gen der kirchlichen 
Verwaltul).gsordnung. Insbesondere stellt er den Haus- · 
haJ.tsplan auf und nimmt die Rechnungen der kirchlich�n 
Kassen ab. 

3. Er erhebt die Kirchensteuern nach. Maßgabe der
hierfür geltenden Ordnung, beschließt im Rahmen der 
von· der Kreissynode oder der Landessynode aufgestellten 
Richtlinien über die Erhebung von Umlagen· nnd über 
die Aufstellung von Gebührenordnungen und bestimmt 
über die Verwendung der kirchlichen Opfer und 
Kollekten, die er im Rahmen eines von der Kirchen­
leitung aufgestellten Planes ausschreibt. 

Artikel 63 
Der Gemeindekirchenrat vertritt di.e Kirchengemeinde 

in Rechtsangelegenheiten; insb�sondere auch vor Gericht. 

Artikel 64 
Für besondere Einrichtungen kann der Gemeinde­

kirchenrat kirchengemeindliche Ordnungen oder Sat­
zungen beschließen. Diese können die Kirchenordnung 
ergänzen, dürfen ihr aber nicht widersprechen. Sie 
unterliegen der Genehmigung der Kirchenleitung, die 
vorher den Kreiskirchenrat hört·. 

Artikel 65 
In welchen Fällen Entschließungen des Gemeinde­

kirchenrats zu ihrer Wirksamkeit . einer Mitwirkung 
anderer kirchlicher Stellen, insbesondere des Kreis­
kirchenrats, des Konsistoriums oder der Kirchenleitung, 
bedürfen, richtet sich nach den jeweils hierfür bestehen­
den besonderen Bestimmungen. 

Artikel 66 
1. Zum·Gemeindekirchenrat gehören die Ältesten und

die Amtsträger, die in einem Pfarramt der Kirchenge-

meinde oder im ständigen Amt einer Pfarrvikarin fest­
angestellt oder mit der Verwaltung oder _Mitverwaltung 
eines solchen Amtes vorübergehend, betraut sind. 

2. Vikarinnen, Vikar.e und Hilfsprediger der Kir­
chengemeinde, die nicht nach Absatz 1 dem Gemeinde­
kirchenrat als Mitglieder angehören, sind zu · den 
Sitzungen mit beratender Stimme hinzuzuziehen. D.lls 
gleiche gilt in den Angeleger.heit�n ihres Arbeitsgebietes 
für die Träger sonstiger kirchlicher Ämter und- Dienste. 
Sie sind auch zur Stellung von Anträgen berechtigt. 

··Artikel 67
1. Den Vorsitz im Gemeindekirchenrat führt der

Pfarrer. In Gemeinden mit mehreren Pfarrstellen wech­
seln ·die Pfarrer in der Reihenfolge ihres kirchlichen 
Dienstalters von drei zu drei Jahren im Vorsitz. Der 
W echsei tritt nach der Bestellung neuer Ältester• mit dem 
Beginn des neuen Haushaltsjahres ein. · Der Gemeinde­
kirchenrat kann mit Zustimmung des Kreiskirchenrats 
im Einzelfall eine längere Amtsdauer beschließen, wenn 
die besonderen Gaben des einzelnen Pfarrers oder andere 
wichtige Gründe es nahelegen; das Konsistorium kann 
auch ,von sich aus eine anderweitige Regelung treffen . 
Verzicht auf den Vorsit?,; ist mit Genehmigung des 
Superintenden zulässig. 

2. D�r Geineindekirchenrat wählt aus den Ältesten
einen stellvertretenden Vorsitzenden, jedoch kommt in 
Gemeinden mit mehreren Pfarrstellen die Vertretung im 
Vorsitz iri erster Linie dem jeweiligen Vorgänger im 
Vorsitz und in Ermangelung eines solchen dem nächsten 
zum Vorsitz berufenen Pfarrer zu. 

3. Ist die Pfarrstelle erledigt oder liegen sonst wich­
tige Gründe vor, so kann der �uperintendent oder das 
Konsistorium den Vorsitz · auch abweichend von· vor­
stehenden Bestimmungen anderweitig regeln. 

-Artikel· 68
Für die Geschäftsführung des Gemei�dekirchenrats 

gilt: 
1. Der Gemeindekirchenrat soll einmal im Monat zu­

sammentreten. Er muß einberufen werden, wenn ein 
Drittel der Mitglieder oder die leitenden Amtsträger oder 
Organe des Kircheilkreises oder der Pommerschen Evan­
gelischen Kirche es begehren. Er ist beschlußfähig, 
wenn mehr als .die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 

2. Die Verhandlungen werden mit Gottes Wort und
Gebet eröffnet und . :mit · Gebet beschlossen. Der Vor­
sitzende leitet die Verhandlungen. Bei Abstimmungen 
entscheidet die Mehrheit der Stimmen, bei · ,Stimmen­
gleichheit entscheidet der Vorsitzende, bei Wahlen das 
Los. 

3. Wer an ,dem Gegenstand der Beschlußfassung
persönlich beteiligt ist, stimmt nicht mit. Bei der Ver­
handlung darf er nur mit ausdrücklicher Genehmigung 
des Gemeindekirchenrats anwesend sein, vor der Ab­
stimmung hat er sich zu entfernen. Die ;Beachtung . 
dieser Vorschrift ist in der Verhandlungsniederschrift 
festzustellen. 

4. Die Be.schlüsse sind in einem Protokollbuch auf­
zuzeichnen. Die Niederschrift ist vorzulesen und -
nachdem sie genehmigt ist - vom Vorsitzenden und . 
einem Mitglied zu unterzeichnen. 

5. Die Verhandlungen des Gemeindekirchenrats sind
nicht öffentlich. Die leitenden Amtsträger und die Ver, 
treter des Kreiskirchenrats, des Konsisto:riums m1d der 
Kirchenleitm1g köm1en an den Beraturigen jederzeit teil, 
nehmen, das Wort ergreifen und Anträge stellen. In 
besonderen Fällen können sie den Vorsitz· übernehmen, 



6. Der· Vorsitzende trifft die geschäftlichen Maß­
nahmen zur Ausführung der Beschlüsse des Gemeinde­
kirchenrats. Er führt den Schriftwechsel. In eiligen 
I<'ällen ordnet er bis zum Zusammentritt des Gemeinde­
kirchenrats einstweilen das Erforderliche selbst an. 

7. Beschlüsse des Gemeindekirchenrats werden durch
Auszüge aus dem Protokollbuch beurkundet, die der Y or-
sitzende beglaubigt. . · 

8. Urkunden, welche die Kirchengemeinden Dritten.
gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten sind 
namens· der Kirchengemeinde von dem Vorsitzenden 
oder seinem -Stellvertreter und zwei Ältesten unter Bei­
drückung des Siegels • zu vollziehen; dadurch wJrd 
Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Beschluß-
fassung festgestellt. · 

Artikel 69. 
1. Jeder Älteste soll möglichst nach Art und Maß

seiner Gaben für bestimmte Aufgaben persönlich ver­
antwortlich sein, sei es, daß er im Gottesdienst Hilfe 
leistet oder die Gemeindeglieder besucht oder daß ihm 
die Fürsorge - für die Aufgaben und Einrichtungen der 
kirchlichen Unterweisung oder der Diakonie oder für 
bestimmte äußere Angelegenheiten oder daß ihm andere 
Dienste übe:,;-tragen werden. 

2. Mit Zustimmung r.les Gemeindekirchenrats kann
bei gegeben�m Anlaß der Vorsitzende die Geschäfts­
führung dem stellvertretenden Vorsitzenden oder einem 
anderen M,itglied überlassen. 

8. Der Gemeindekirchenrat kann einen Ältesten, aus­
nahmsweise auch ein anderes kirchlich bewährtes Ge­
meindeglied, zum Kirchmeister wählen. Dem Kirch_. 
meister liegt die Sorge für die wirtschaftlichen Ange-_ 
lcgenheiten der Kirchengemeinde ob. In seiner· Amts-" 
führung ist· er dem Gemeindekirchenrat verantwortlich. 
Seine Tätigkeit ist ehrenamtlich; mit ihr verbundene · 
Ausgaben werden vergütet. 

Artikel 70 
Der Gemeindekirchenrat kann zur Vorbereitung oder 

Durchführung seiner Beschlüsse oder zur Betreuung 
bestimmter • Einrichtungen oder Arbeitsgebiete · Aus­
schüsse oder Arbeitskreise bilden. Diese sind ihm ver­
antwortlich "tmd erstatten ihm regelmäßig Bericht. Be­
schlüsse, die der Kirchengemeinde rechtliche Verpflich­
tungen auferlegen, können sie nicht fassen. Der Vor­
sitzende des Gemeindekirchenrats kann an ihren Bera­
tungen jederzeit teilnehmen. 

Artikel 71 
_ 1. Der Gemeindekirchenrat soll zu seiner Beratung 

und Unterstützung einen Gemeindebeirat aus den in •der 
Kircheng·enieinde vorhandenen Diensten bilden. Insbe­
sondere sollen ihm angehören ein oder mehrere bewährte 
Vertreter der Helferkreise der Gemeinde, der Bibel­
si. unden tmd Bibelkreise, der Missionskreise, der Kate­
cheten, der Kirchengemeindebeamten und -angestellten, 
des Männerwerkes, der Frauenhilfe, der Jugendarbeit 
und des Kirchenchors. Die Zahl der 1\llitglieder des Ge­
meindebeirats riehtet sich nach der Größe der Kirchen­
gemeinde und soll 40 nicht übersteigen. Nähere Bestim­
mungen über die Bildung des Gemeindebeirats trifft die 
Kirchenleitung. 

2. Der Gemeindekirchenrat stellt die Zusammen­
setzung des Gemeindebeirats alljährlich zum 1. Advent 
fest und berichtet dem Kreiskirchenrat darüber. über 
Einsprüche gegen die Zusammensetzung des Beirats ent­
scheidet der Kreiskirchenrat. 
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. 3. Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrats beruft 
,den Beirat mindestens alle drei Monate zur ge,genseitigen 
Berichterstattung und Aussprache mit dem Gemeinde­
kirchenrat. Vor •wichtigen Entscheidungen soll der Ge-

. meindekirchenrat den Beirat hören. 
Artikel 72 

Der Gemeindekirchenrat soll jährli� mindestens ein­
mal die Gemeindeglieder zu einer Gemeindeversammlung 
zusammenrufen. Er kann_ die G--emeindeversammlung zu 
einem Kirchehtag· ausgestalten. Er berichtet in. der Ver­
sammlung über seine Arbeit und stellt den Bericht zur 
Aussprache. Dabei soll er für berechtigte Beanstandun­
gen und für Vorschläge zur Besserung und Bereicherung 
des Gemeindelebens aufgeschlossen sein. 

Artikel 78 
1. Wenn ein Gemeindekirchenrat beharrlich die Er­

füllung seiner Pflichten vernachlässigt oder verweigert, 
kann die Kirchenleitung 'ihm nach Anhörung. des Kreis­
kirchenrats die weitere Ausübung seiner Tätigkeit unter­
sagen. Damit enden die Ämter der Ältesten. Die 
Kirchenleitung kann anordnen, daß die Schuldig�n in 
der Stimmliste zu streichen sind. 

2. · Bis zu einer Neuwahl von Ältesten hat der Kreis­
kirchenrat die Aufgaben des Gemeindekirchenrats einem 
anderen Gemeindekirchenrat oder · einem oder mehreren 
Bevollmächtigten zur Wahrnehmung· zu übertrag·eri.; 
diese haben dafür zu sorgen, daß möglichst bald wieder 
Älteste gewählt ,verden. Mit deren Einführung kann <;!er 
Gemeindekirchenrat seine Tätigkeit wieder aufnehmen. 

8 .. Der vorhergehende Absatz ist auch anzuwenden 
bis zur Bildung eines Gemeindekirchenrats in einer neu­
gebildeten Kirchengemeinde oder wenn ein Gemeinde­
kirchenrat wegen ungenügender Mitgliederzahl nicht 
mehr beschlußfähig ist. 

VI. ßef on!:,ere ßeftimmungen
Artikel 74 

1. Für Anstalts- und Personalgemeinden werden .
etwa erforderliche besondere Bestimmungen v6n der 
Kirchenleitung erlassen; bis dahin gelten die bisherigeµ · 
Vorschriften weiter. 

2. Über die Ailerkennung neuer Anstaltsgemeinden
entscheidet .die Kirchenleitung. Die Anerkennung setzt 
in der Regel voraus, daß die Anstaltsgemeinde die Ge­
währ der Dauer bietet, ein eigenes ständiges Pfarramt 
und eine eigene gottesdienstliche Stätte besitzt. 

Artikel 75 
Große Kirchengemeinden können in Gemeindebezirke 

gegliedert werden. Über· die Bildung von Gemeinde­
bezirken beschließt der Gemeindekirchenrat im Wege der 
kirchengemeindlichen Ordirnng oder die Kirchenleitung 
nach Anhörung des Gemeinde- und d.e-.s Kreiskirchenrats. 
Die kirchengemeiridliche Ordnung oder der Beschluß der 
Kirchenleitung müssen die Verteilung der Pfarrer und 
Ältesten auf die Bezirke und die Bildung von Bezirks­
kirchenräten vorsehen, sie sollen den Bezirken alle wesent­
lichen Aufgaben, insbesondere die Wahl der Pfarrer 
uud der Ältesten, in eigener Verantwortung über­
tragen. Die Vertretung und Verwaltung verbleibt dem 
Gemeind_ekirchenrat. 

Artikel 76 
1. Sind mehrere Kirchengemeinden · unter einem

Pfarramt verbunden, so treten die Gemeindekirchen­
räte in den gemeinsamen Angelegenheiten des Pfarr­
sprengels zu gemeinsamer Berahmg und Beschluß­
fassung zusammen. Für die Führung der Geschärte 



_ gelten die gieichen Besti:m:mun:gen ·wie ·für den einzelnen:
0--ein.ein'.dekirchenrat. . 

· 

2. Die gemeinsame Beschlußfassung der vereinigten
Gemeindekirchenräte kann durch. gleichlautende Be­
schlüsse der einzelnen Gemeindekirchenräte -ersetzt 
werden. 

Artikel 77 
1. Gemeindekirchenräte benachbarter Kirchengemein­

den können für gemeinsame Angelegenheiten und Ein-­
richtungen · unter dem Vorsitz des dienstältesten Vor--

- sitzenden zu einem gemeinsam beratenden und be-·
schließende:µ Organ zusammentreten, für dessen Ge-­
schäftsführung die gleichen Bestimmungen wie für d,en:
einzelnen Gemeindekirchenrat gelten. Aufgaben der·
einzelnen K;irchengemeinden dürfen nur mit deren Ein-•
willigung oder mit Zustimmung der Kirchenleitung dem.
gemeinsamen Organ übertragen werden.

2. Dem,Kreiskirchenrat muß der Zusammentritt an-­
gezeigt werden. Er o_der die Kirchen.leitllll!g kann ihn.
auch von sich aus anordnen, den Vorsitz anders regeln.
1md bestimmen, daß das gemeiDBame Organ. nur aus.
Abgeordneten der einzelnen Gemeindekirchenräte zu.
bilden ist.

. Artikel 78 
1. Kirchengemeinden . desselben - Ortes_ oder benach-­

barter Orte können zur Verbesserung und Verein-­
fachung ihrer Wirtschaftsführung und zum Ausgleich. 
der kirchlichen Lasten in einem· Kirchengemeindever-• 
band -- zusammengeschlossen werden. 

2. übe,r • die Bildung, Veränderung . oder .Aufheburtg·
von Kirchengemeindeverbänden beschließt ·nach An-­
hörung der · Beteiligten die Kirchenleitung. Sie trifft­
in einer Verbandsordnung über die Aufgaben des ·Ver-• · 
bandes, seine Vertretung und seine Geschäftsführung· 
nähere Bestimmungen. 

3. Bis zum Erlaß neuer Verban:dsordnungen gelten.
für die bes:tehenden Kirchengemeindeverbände die bis--
herigen Vorschriften weiter. 

Zweiter A bsc h n it t

DER KIRCHENKREIS 

I. �ufgaben uni:> Bereich
Artikel 79 

t ·1,,; 
•., , 

. '• 

' 

1. Die Kirchen.kreise dienen der Förderung �-­
geistlichen Wachstums der Gemeinden und der Erfüllm:ig 
gemeinsamer .Aufgaben. Sie setzen sich aus Kirchen-
gemeinden zusammen. 

3. Die Kirchenkreise erfüllen ihre Aufgaben in den
Grenzen der kirchlichen Ordnung in eigener _ Verant­
wortung. 

Artikel 80 
1. Die Kirchenkreise bleiben in den bisherigen

Grenzen beste:r,en. über eine Neubildung, Veränderung, 
Aufhebung und Vereinigung von Kirchenkreisen be­
schließt nach Anhörung der Beteiligten - wenn diese 
einverstanden sind - die Kirchenleitung, andernfalls. 
die Landessynode. · 

2. Änderungen von Kirchengemeindegrenzen, die zu- -
gleich Grenzen eines Kirchenkreises sind, ziehen _die• 
Veränderung der Kreisgrenzen ohne weiteres nach sich .. 

3. W'ird eine Vermögensauseinandersetzung erfor- -
derlich, über die die Beteiligten sich nicht einigen, so­
entscheidet der Rechtsausschuß der Pommerschen Evan--
�el_ischen Kirche.. __ ... __ .,, 

II. Dae Amt Oee · Superinteni:>enten­
AI:tikel 81 

. 1. Träger des leitenden geistliehen Amtes im Kir­
chenkreis ist der Superintendent. Er übt es im Geist 
der Liebe und d�r Zucht aus. 

2. Der Superintendent wacht ,Uber die rechte Ver..:
kündigung des· Evan,geliums und ist der berufene Be­
rater und Seelsorger- der Pastoren und der anderen: 

·kirchlichen Amtsträger. Er fördert das kirchliche Lehm
in den Kirchengemeinden und in der _ Gemeinschaft de.�
Ki!chenkreises und führt als Beauftragter _ der Kirche
die Aufsicht im Kirchenkreis.

3. Er hat insbesondere:
1. regelmäßig Visitationen in den Kirchengemeinden

nach Maßgabe der Visitationsordnung durchzu-
führen,

-. 

2. die Pfarrer des Kirchenkreises regelmäßig im
Pfarrkonvent zusammenzurufen. Das Nähere regelt
die Konventsordnung,

3. die Kirchenältesten und die anderen kirchlichen
Amtsträger von Zeit zu Zeit zu versammeln, um
sie . für ihren Dienst auszurüsten,

4. die Aufsicht über Amtsführung, - Fortbildung
und Wandel der ·Pastoren und der anderen kirch­
lichen Amtsträger zu üben,

5. die Wahl der Pfarrer zu leiten und sie in ihr
Amt einzuführen,

6. die kirchliche O:r,dnung im Kirchenkreise auf­
rechtzuerhalten, für die Ausführung der Anord- ·
nungen der Kirchenleitµng und des Konsisto�
riums zu sorgen und bei vorübergehenden Stö­
rungen der ltjrchlichen Verwaltung einstweilen
selbst das Erforderliche ·zu veranlassen,

7 · auf Anweisung des Bischofs zu ordinieren, 
8. an den_ vom Bischof oder vom Propsi einberufe­

nen Stiperintendentenkonventen teilzunehmen.

Artikel 82 
Der Superintendent hat das Recht, in jeder Gemeinde 

seines Kirchenkreises Gottesdienst zu halten und das 
Heilige Abendmahl zu spenden. 

Artikel 83 
Der Superintendent wird im Namen der Kirche von 

der Kirchenleitung auf Vorschlag des Bischofs - auf 
Lebenszeit berufen. Der Bischof hört zuvor die fest­
angestellten Gemeindepfarrer des Kirchenkreises und die 
Mitglieder des Kreiskirchenrats. Widersprechen mehr 
als zwei Drittel aller -Befragten, so muß der Bischof 
einen anderen Vorschlag machen. 

.Artikel 84 
1.. Zum Superintendenten soll nur ein Pfarrer be­

:s'tel1t werden, der sich im Dienst bewährt hat und 
mindestens 10 Jahre seit der Ordination im Amte steht. 

2. Der Superintendent bekleidet selbst ein Pfarr­
:amt. HeinDienstverhältnis richtet sich - soweit es nicht 
in ,dieser Ki.rcbenordnung geregelt ist - nach der hier­
:für geltenden Ordnung. 

Artikel 85 
Der .Superintendent .wird in einem Gottesdienst durch 

den Bischof oder in dess,en Vertretung durch den Propst 
:in sein Amt eingeführt. Dabei wird ihm die Berufungs­
urkunde über,geben. 

Artikel 86 
1. Der .Superintendent wird in seinem Amt vertreten

.,durch den dienstältesten Pfarrer im Kreiskirchenrat. 
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_______________________ , ____________,; ___________ .;,.;. 

2. Eine Vertretung von längerer Dauer kann das
Konsistorium mit Zustimmung, des Bischofs anders regeln, 

Artikel 87 
1. Der Superintendent kann von seinem Amt zurück­

treten, wenn der Bischof, und die Kirchenleitling zu­
stimmen. Der Bischof ka�m ihm nach Bel"atung mit 
dem Propst 11nd dem Konsistorium den Rücktritt nahe­
legen. Folgt· der Superintendent. dem Rat des Bischofs 
nicht, so kann dieser die Entscheidung· de.r Kirchen­
leitung herbeiführen, die die Entlassung .beschließen 
kann. Das Pfarramt, das der Superintendmit innehat, 
bleibt hiervon unberührt, wenn nicht die Kirchenleitung 
im Einzelfall anders entscheidet. 

2. · Scheidet der Superintendent aus seiner Pfarr­
stelle aus, so endet gleichzeitig sein Amt als Super­
intendent, wenn nicht das Konsistorium im Einverneh- • 
m�n mit dem Bischof etwas anderes bestimmt. 

III. Oie Kreiafynotle
Artikel 88

1. Die Kreissynode ist die Vertretung der Gesamt­
heit der Kirchengemeinden innerhalb des Kirchenkreises. 
Sie ist berufen, die Kirchengemeinden zu gemeinsamer 
Verantwortung für das kirchliche Leben zusammenzu­
fassen und Anregungen für die kirchliche Arbeit zu 
geben. Sie kann zu allgemeinen und' grundsätzlichen 
Pragen des kirchlichen Lebens und zu bedeutsamen Vor­
kommnissen . im Kirchenkreis Stellung nehmen. Sie ist 
durch den Kreiskirchenrat auf jeder Tagung über die 
kirchlichen Zustände, über alle wichtigen . Ereignisse im 
Kirchenkreis und über die Tätigkeit des Kreiskirchen­
rats zu unterrichten. Die Kirchengemeinden sind ver­
pflichtet, ihr auf Verlangen Auskünfte zu geben und Rat 
und Mahnung von ihr entgegenzunehmen. 

2. Die Kreissynode hat insbesondere
1. für die Pflege kirchlicher Sitte und Ordnung im

Kirchenkreis Sorge zu tragen,
2. der christlichen Erziehung der Jugend sich anzu­

nehmen,
3. auf Beseitigung kirchlicher, sittlicher und sozialer

Mißstände innerhalb des Kirchenkreises hinzu­
wirken,

4. die evangelische Liebesarbeit im Kirchenkreis zu
vertreten und zu fördern, und zwar - wo es
angäng1g ist - in Fühlung mit anderen Wohl­
fahrtsbestrebungen.

Artikel 89 
Der Kreissynode ist vorbehalten: 

• ·- . ' ! 1: 
• ·r- .
' 

1. Die Vorlage des Kreiskirchenrates oder überge­
ordneter kirchlicher Organe zu erledigep. und über
Anträge der Kirchengemeinden zu beschließen,

2. die, ihr von der Kirche aufgetragenen.Wahlen zu
vollziehen,

3. kreiskirchliche Ämter einzurichten,
4. besondere Einrichtungen für den Kirchenkreis zu

schaffen und Grundsätze für ihre Verwaltung
aufzustellen,

5. über die Haushaltspläne der kreiskirchlichen 
Kassen· zu beschließen, deren Jahresrechnungen 

· abzunehmen, Umlagen,, auszuschreiben .und über
die Zustimmung zu Maßnahmen der kreiskirch­
lichen Vermögensverwaltung nach näherer Vor­
schrift der kirchlichen Verwaltungsordnung zu
be:ginden,

o. über Bürgschaften des Kirchenkreises und ii.ber
die Aufnahme von Anleihen, durch die der Schul­
denbestand des Kirchenkreises vermehrt wird und
die nicht aus laufenden Einkünften derselben
VoraJ1Schlagsperiode zurückerstattet werden kön­
nen. nach näheren Bestimmungen der kirchlichen
V er�altungsordnung zu beschließen.

Artikel 90 
Zur Regelung besonderer Einrichtungen kann die 

Kreissynode 1kreiskirchliche Ordnungen oder Satzungen 
beschließen, die die kirchliche Ordnung ergänzen kön­
nen, ihr aber nicht widersprechen dürfen. Sie unter­
liegen der Genehmigung der Kircherileitung. 

Artikel 91 
1. Die Kreissynode wird von vier zu vier Jahren

rrnu gebildet. 
2. Ihr gehören an :
1. der Superintendent,
2. die im Pfarramt einer Kirchengemeinde oder

einer anerkannten Anstaltsgemeinde des Kirchen-
. i kreises oder im ständigen Amt einer Pfarrvikarin

1 · . festangestellten oder mit ,der Verwaltung . eines 
i solchen .Amtes vorübergehend betrauten Amts­

träger, 
3. der Kreiskatechet und der Kreiskirchenmusik-

wart,
/' 4. Kreissyondalälteste, die jeder Gemeindekirchen­

f rat in der· Zahl der Gemeindepfarrstellen und 
der ständigen Stellen für Pfarrvikarinnen aus 
den zum Ältestenamt befähigten Gemeinde­
gliedern wählt. Sind mehrere Kirchengemeinden 

,' . ·  

unter einem Pfarramt verbunden, so wählen die 
vereinigten Gemeindekirchenräte. Eine der Zahl · 
der Anstaltspfarrstellen entsprechende Zahl von 
Kreissynodaliältesten beruft der I(reiskirchenrat. 

5. entsandte Vertreter der kirchlichen Werke im
Kirchenkreis. Ihre Zahl und die Verteilung auf
die einzelnen Werke bestimmt der Kreiskirchen­
rat.

8. Außerdem kann der Kreiskirchenrat bewährte
Glieder der Kirche zu Mitgliedern der Kreissynode be­
rufen, jedoch nicht mehr als fünf. 

4. Für die lVIitglieder der Synode, die ihr nicht kraft
Amtes · angehören, sind Stellvertreter vorzusehen, Q.ie 
gleichzeitig Ersatzmitglieder sind. 

Artikel 92 
Kreis- und Landespfarrer, Anstaltspfarrer sowie 

Pastor€ll und Pfarrvikarinnen, die im Kirchenkreis 
ihren Wohnsitz haben und der Kreissynode nicht gemäß 
Artikel 91 Absatz 2 Ziffer 2 angehören, nehmen an ihren 
Verhandlungen mit· beratender Stimme teil. Dasselbe 
gilt für die im Kirchenkreis wohnhaften Mitglieder der 
Landessynode. 

'Artikel 93 
Alle Mitglieder der Synode müssen zum Predigtamt 

oder zum Ältestenamt befähigt sein und im Bereich der· 
Synode wohnen. Fällt eine dieser Voraussetzungen fort, 
so endet die Mitgliedschaft. Sie •endet ferne:r, wenn ein 
Amtsträger oder Ältester aus dem Dienst oder Amt ent. 
lassen wirdi sie ruht, solange ihm die Ausübung s.ein� 
'Dfonstes untersagt wird. 

Artikel 94 
1. Die Kreissynode tritt in der Regel einmal jä.hr„

lieh zusammen. Sie ist einzuberufen, wenn ein Drittel 
der Mitglieder, der Kreiskirchenrat, die• K.irche:Plei.tung 
o:der das Konsistorium es verlangen, 
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2. Ort und Zeit der Tagung bestimmt der Kreis­
kirchenrat, ebenso die Tagesordnung unter Berücksichti­
gung etwaiger Vorlagen der Kirchenleitung, ·' des Kon.­
sistoriu:ins oder der Landessynode. Er macht von der 
Einberufung dem Biscb,of, dem Propst, dem Präses der 
Landessynode und dem Konsistorium Mitteilung. 

3. Die Tagungen der Kreissynode werden mit einem
Gottesdienst eröffnet. Die Sitzungen werden mit Gottes 
Wort und Gebet erqffnet und mit Gebet geschlossen. Der 
Tagung der Kreissynode wird innerhalb des I}irchen� 
kreises im vorangehenden, Hauptgottesdienst fürbittend 
gedacht. · 

Artikel 95 
1. Beim Eintritt in die Synode legen die Mitglieder

das Gelöbnis ab. 
2. Der Vorsitzende fragt: ,,Ich frage euch vor Gott:

Wollt ihr euer Amt als l\Iitgliedei: dieser Synode sorg­
fältig und treu, dem Worte Gottes, dem. Bekenntnis und 
den. Ordnungen der Kirche gemäß verwalten und· dar­
nach trachten,· daß die Kirche in allen Stücken wachse 
an dem, der das Haupt ist, Christus�" 

3. Die Mitglieder antworten: ,,Ja, mit Gottes Hilfe."
4. Wer das Gelöbnis verweigert, kann nicht Mitglied

der Synode sein. 
Artikel 96 

Ein Mitglied der Synode, das seine· Pflichten ver­
säumt oder sich unwürdig verhält, kann durch den 
Superintendenten nach Beratung im Kreiskirchenrat ver­
mahnt werden; liegt grobe Pflichtwidrigkeit vor, so be­
·schließt der Kreiskirchenrat die Entlassung aus der
'Synode. Das Mitglied ist vorher. zu hören. Gegen die
Entscheidung des Kreiskirchenrates ist eine Berufung
a),i die Kirchenleitung zulässig.

Artikel 98 
1. Die . Kreissynode kann zur Vorbereitung oder

Durchführung ihrer Beschlüsse sowie zur Betremmg be­
stimmter Einrichtungen- oder Arbeitsgebiete Ausschüsse, 
Arbeitkreise oder besondere Synodalvertreter bestellen. 
Sie hat einen ständigen Erziehungsausschuß zu wählen, 
dem die P:flege und · Förderung des katechetischen 
Dienstes obliegt und der der Kreissynode für eine ge­
wissenhafte und fruchtbare Durchführung der Christen­
lehre (Religionsunterrichtes) im Rahmen der allgemeinen 
Bestimmungen veranwortlich ist. Dem Erziehungsati.s­
sehuß sollen die Vertreter des katechetischen Diens_tes in 
der Kreissynode angehören. 

. 2. Die Ausschüsse und die Synodalvertreter sind dem
· Kreiskirchenrat verantworlich und haben ihm · regel­
mäßig Bericht zu �rstatten. Beschlüsse, die dein· Kir­
chenkreis rechtliche Verpflichtungen auferlegen, können ·
sie nicht fassen. Der Superintendent kann an den Be­
ratµngen der Ausschüsse jederzeit teilnehmen.

Artikel 99 
1. Auf Beschluß oder mit Genehmigung der Kirchen­

leitung können mehrere Kreissynoden zur Beschluß­
fassung über gemeinsame Angelegenheiten und Einrich­
:tungen zu vereinigter Versammlung berufen werden. Die· 
Kirchenleitung regelt den· Vo�itz und_. den Geschäfts­
gang. 

2. Aufgaben der " einzelnen Kirchenkreise können .
igegen deren Willen von ·den vereinigten Kreissynoden. 
nur mit Zustimmung der Landessynode übernoi;nmen 
werden. 

IV. Der Kreiskirdlenrat
Artikel 100 

. 1. Der Kreiskirchenrat trägt die V �rantwortung für
alle Angelegenheiten des Kirchenkreises, die nicht der 

Artikel 97 Synode odE:r dem Superintendenten vorbehalten sind. 
2. Wenn die Synode nicht versammelt, ihre Ein-·Für den Geschäftsgang der Kreissynode gilt fol- berufung nicht möglich ist oder der Bedeutung des . gendes: 0-egenstandes nicht .entspricht und ·die Erledigung der · 

1. Der Superintendent beruft die. Synode, eröffnet .Angelegenheit keinen Aufschub duldet, kann der Kreis­
und schließt die Tagung, leitet die Verhandlun- kirchenrat auch die in den Artikeln 88 bis 90 der Synode · 
gen, handhabt die äußere Ordnung und führt den vorbehaltenen Aufgaben einstweilen wahrnehmen .. 
Schriftwechsel. 

2. Die Verhandlungen der Synode sind für alle · · Artikel 101 
· Glieder der Kirche öffentlich. Die Synode kann 1. Der Kreiskirchenrat unterstützt den Superinten-
die Öffentlichkeit ausschließen; Zu den Verhand- denten im .Amt der geistlichen Leitung. Er soll von ihm 
lungen der Ausschüsse haben nur die Mitglieder an Kirchen.vfaita.tionen und an der Einführung von 
der Synode Zutritt. · Pfarrern beteiligt werden. An der übung· der kirch-

3. Der Bischof, der Propst und der Präses der. liehen Zucht nimmt er nach den hierfür geltenden Vor­
Landessynode sowie beauftragte Vertreter der ' schriften. teil.
Kirchenleitung und des Konsistoriums können an 2. Der Kreiskirchenrat bereitet die Tagungen-. der
den Verhandlungen der Synode und ihrer Aus- Kreissynode vor, prüft vorläufig die Legitimation ihrer 
schüsse jederzeit teilnehmen, das Wort ergreifen l\fitglieder und führt die Beschlüsse der Synode ans. 
und Anträge stellen. 3. Er beruft die im kreiskirchlichen Dienst anzu-

4. Die Synode ist beschlußfähig, wenn mehr als die stellenden Kräfte.
Hälfte der verfassungsmäßig zulässigen Höchst­. zahl ihrer Mitglieder anwesend ist.

5. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefaßt;
bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als ab­
gelehnt. Wahlen können durch Zuruf erfolgen. 
Wird dagegen Widerspruch erhoben, so findet 
Mehrheitswahl statt. Gewiählt ist, wer die meisten 
Stimmen erhält. 

· · 

6. Außerhalb der Tagung ist auf Beschluß des Kreis­
kirchenrats in· besonderen Fällen schriftliche Ab­. stimmung zulässig. 

7. Im übrigen regelt die Synode ihren Geschäftsgang
durch eine Geschäitsordnung ..

Artikel 102 
1. Der Kreiskirchenrat vertritt den Kirchenkreis in

Rechtsangelegenheiten, insbesondere auch vor Gericht. 
2. Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreises

und führt dessen Wirtschaft im Rahmen des Haushalts­
planes nach. den Bestimmungen der . kirchlichen Ver­
waltungsordnung. 

3. · Er schreibt im Rahmen eines von der Kirchen­
leitung aufgestellten Planes die kreiskirchlichen Kollek­
ten aus und bestimmt ti.ber. ihre Verwendung . 

4. Er. beaufsichtigt . die Vermögensverwaltung und
die Wirtschaftsführung der Kirchengemeinden und der 
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durch besondere Vorstände vertretenen kirchlichen· Artikel 105 
Kassen, Stiftungen und Anstalten, insbesondere ihre Bestehen in dem Kirchenkreis ausnahmsweise meh-
Rechnungen. Die. Prüfung der Rechnungen kann er rere Supe1·intendenturen, so wird die Stellung der Supe�­
einem Rechnungsausschuß oder einer kreiskirchlichen · · intendenten im Kreiskirchenrat von der Kirchenleitung ·
.Amtsstelle_ �bertra,gen. geregelt. 

Artil,iel 103 
1. Die Kirchenleitung kann aus zwingenden Grü:hden

nach Anhörung der Gemeindekirchenräte den Kreis­
kfrehenrat · beauftragen, . namens der einzelnen Kir.chen­
gemeinden des Kirchenkreises Rechtsgeschäfte · vorzu­
nehmen, ins.besondere das Vermögen der Kirchenge­
meinde oder '!'eile desselben seinerseits zu verwalten. Der 
Kreiskirchenrat kann für diesen Zweck ein kreiskirch­
liches Rentamt oder ein kreiskirchliches Steueramt ein­
richten, das seinen Weisungen untersteht. Auf Verlangen 
der· Kirchenleitung ist er hierzu verpflichtet. 

2. Werden einem Kfrchenkreis die Aufgaben eines
Kirchengemeindeverbandes übertragen, so , liegt die Er­
füllung dieser Au:fg·aben dem Kreiskirchenrat ob, soweit 
nicht die Kirchenleitung sie der Kreissynode vorbehält. 

Artikel 104 
1. Der Kreiskirchenrat besteht aus dem Superinten­

denten als Vorsitzenden und · mindestens vier weiteren 
Beisitzern. 

2. Für seine Bildung und seinen Geschäftsgang gilt
folgendes: 

1. Die Beisitzer sind von der Synode aus ihrer Mitte
bei jeder ersten Tagung zu wählen. Sie bleiben
im Amt, bis die nächste Kreissynode einen neuen
Kreiskirchenrat gebildet hat. Unter den Bei­
sitzern m-uß sich mindestens ein Gemeindepfarrer
befinden. · Die Zahl der Pastoren darf mit Ein­
schluß des Ruperintendenten die Hälfte aller Mit­
glieder des Kreiskirchenrats nicht übersteigen�

2. F'ür die Beisitzer werden Stellvertreter gewählt.
Die Voraussetzungen und die Reihenfolge ihres
Eintritts regelt die Kreissynode.

3. Der Kreiskirchenrat muß mindestens alle drei
Monate einmal zusammentreten. Er muß ferner
einberufen werden, wenn zwei Beisitzer, die
Kirr.henleitung oder das Konsistorium es ver­
langen. Er ist beschlußfähig, wenn außer dem
Vorsitzenden zwei Beisitzer anwesend sind: Ar­
tikel "68, Ziffern 2, 3, 5 und 6, findet entsprechende
Anwendung. Schriftliche Befragung und Abstim­
mung · ist zulässig, wenn kein Mitglied wider­
sprieht.

4. Jedes. Mitglied des Kreiskirchenrats soll für be:,
stimmte Aufgaben im besonderen verantwortlich
sein. · Im .Rahmen dieser Aufgaben soll es die
laufenden Geschäfte unter Mitwirkung des Vor­
sitzenden erledigen.

5. über die Verhandlungen und .die Bi:,schlüsse des
Kreiskirchenrats ist jeweils eine Niederschrift zu
fertigen, die vom Vorsitzenden und dem Proto­
kollführer oder einem weiteren Mitgliede zu
unterzeichnen ist. Ausfertigungen der Beschlüsse
werden vom Vorsitzenden unterzeichnet. Urkun­
den über Rechtsgeschäfte; die den Kirchenkreis
Dritten gegenüber verpflichten sollen, und Voll­
machten sind namens des Kirchenkreises von dem
Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter unter Bei­
drückung des Siegels zu vollziehen; dadurch wird
Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Be­
schlußfassung festgestellt.

D r i t ter A b s c h n i t t
DIE POMMERSCHE EVANGELISCHE KIRCHE 

I. l\ufgaben unt,. ßeretd1

Artikel 106 
In der Pommerschen Ernngel.ischen Kirche sind die 

Kirchenkreise zu gemeinsamem kirchlichem Leben und 
Handeln zusammengeschlossen. Mit der Aufgabe, · das 
heimatkirchliche Leben zu pflegen, verbindet sie das Be­
streben, . in den Kirchengemeinden das Bewußtsein der 
kirchlichen Einheit wachzuhalten, ihnen die Weite und 
Erfahrung des gesamtkirchlichen Lebens zu vermitteln 
und den brüderlichen Dienst der Gemeinden aneinander 
zu verwirldichen. 

Artikel 107 
1. Die Pommersche Evangelische Kirche umfaßt

kirchlich die Gemeinden der bisherigen Kirchenprovinz 
Pommern und tritt auch an ·die Stelle des Provinzial­
synodalverbandes dieser Kirchenprovinz. 

2. .Änderungen ihrer Grenzen können vorbehaltlich
der gesamtkirchlichen Bestimmungen mit den benach­
barten Kirchen vereinbart werden; die Vereinbarungen 
bedürfen der Bestätigung durch die Landessynode. 

.Artikel 108 
- 1. Die Pommersche Evangelische Kirche ist ein�

Kirche lutherischen Bekenntnisses. Sie ist auf Grund 
ihrer Geschichte Gliedkirche der Evangelischen Kirche 
der altpreußischen Un_ion und ist Gliedkirche der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland.· 

2. Sie gewährt allen Angehörigen der Gliedkircheri
der Evangelischen Kirche in Deutschland Anteil an der 
Gemeinschaft des Gottesdienstes und der Sakramente 
und pflegt auch· sonst die Gemeinschaft mit den Glied­
kirchen der Evangelisehen Ki_rche. in I)eutschland. 

3. Sie steht durch die Evangelische Kirche in Deutsch­
land in der Ordnung des ökumenischen Rates der 
Kirchen. 

II. Oer Bif d1of unt') �ie PrGpfte
Artikel 109 

1, Träger des leitenden geistlichen Amtes der Pom­
merschen Evangelischen Kirche ist der Bischof. Zu
seiner Unterstützung hn seelsorgerlichen Dienst an 
I'farrern und Gemeinden werden Pröpste berufen. 

2. Der Bischof und die Pröpste sind verordnete P,re­
diger des Evangeliums. Sie leiten die Gemeinden und 
ihre Pfarrer nach evangelisch-lutherischen Grundsätzen. 
Sie sollen gemeinsam mit der Kirchenleitung darüber 
wachen, daß das Amt. der ·Verkündigung den Auftra.g 
erfülle, der ihm vom Herrn der Kirche gegeben ist, daß 
falsche Lehre und allerlei Irrtum färn von den Gemein­
den sei, lmd daß die Gemeinden ihrer Berufung einge­
denk bleiben, Salz der Erde und Licht der Welt zu sein. 
Ihr Hirtenamt weist sie auf eine ständige Fühlung mit 
den Pfa:r.rern und den Gemeinden. Ihr ·wirken ist ein 
persönlicher brüderlicher Dienst; geistliche Betreuung 
und Beratung·, theologische· Förderung, seelsorgerliche 
Belehrung, lVIahilung und Warnung, vYeisung und 
'l'röstung sind ihre Mittel. 
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3. Der · Dienst des Bischofs erstreckt sich - auf · den
1,nzen Berefoh der Pommerschen Evangelischen Kirche, 
er Dienst dc.,g Propstes auf den Sprengel, der ihm 
bertragen ist. Die Zahl der Sprengel 'und ihre Ab­
renzung bestimmt die Landessynode. 

1. D i e P r ö p s t e
Artikel 110

1. Die Pröpste sind in ihrem Sprengel die ständigen
·ertreter und Mitarbeiter des Bischofs in allen geist­
eben Aiigelegenheiten, die nicht Aufgabe der Ver­
altlmg sind.

2. Sie führen ihr Amt im Einvernehmen mit dem
ischof. In der• Erfüllung ihrer Aufgaben sind die 
röpste selbständig. In grundsätzlichen Fragen . müssen 
e sich mit dem Bischof verständigen und auf eine ein­
a!itliche Leitung :der Sprengel Bedacht nehmen. 

3. Auf Einladung des · Bischofs und unter dessen
·orsitz treten die Pröpste zu gemeinsamen Beratlmgen
1sammen, an denen in de1· Regel auch das leitende theo­
,gische Mitglied des Konsistoriums teilnimmt.

Artikel 111 
1. Der Propst übt_ in seinem Sprengel den Dienst

�r geistlichen B�treuung und Beratung der Träger des 
redigtamtes aus - und fördert· ihre theologische Fortbil-
11ng unbeschadet · der Verantwortung des Superinten­
:-nten. : : ; : ·! "'.� t�!)_� 

2. Er darf von ihnen Rechenschaft fordern über ihre
�istliche Amtsführung ,insbesondere über ihre Sorgsam- · 
�it in Predigt und Unterricht. In besonderen Fällen 
mn er sich Predigten und Katechesen vorlegen lassen. 

3. Er beaufsichtigt die Au�bildung der Vikare a-g.ßer­
db d_es Predigerseminars. 

A1·tikel 112 
1. Durch Besuche der Pfarrer und Gemeinden, durch

eilnahme l!,n Pfa/rrkonventen, Kreiskirchentagen, Kreis-
1noden und Visitationen verschafft sich der Propst 
n.gehende Kenntnis von dem Stand des geistlichen 
ebens in seinem Sprengel. 

2. In den Kreissynoden und Pfarrkonventen sowie
L den Sitzungen der Gemeinde- und·· Kreiskirchenräte 
tnn der Propst jederzeit das Wort ergreifen und An­
·äge stellen. Auf Verlangen des Propstes sind die Vor­
tzenden- der Kreis- und Gemeindekirchenräte· ver­
flichiet, den Kreiskirchenrat oder den Gemeinde­
:rchenrat zu einer Sitzung einzuberufen. Das gleiche
lt - für die Einberufung der Pfarrkonvente durch den
uperwtendenten.

Artikel 113 
1. Der Propst kann die Superintendenten, die Pfar­

ir und die anderen kirchlichen .Amtsträger seines 
prengels in Konventen versammeln und in s_einem 
prengel allgemeine kirchliche Veranstaltungen sowie 
teologische Lehrgänge und Freizeiten durchführen. 

2. · Er nimmt an den vom Bischof veranstalteten
isitationen teil. Die Berichte des Superintendenten 
ber die von diesem in den Gemeinden durchgeführten 
isitationen gehen zunächst dem Propst zu. Er prüft 
e und bereitet in allen Fragen der geistlichen Leitung 
:m Visitationsbescheid für das Konsistorium vor. Die 
emeinde des Superintendenten visitiert er selbst. 

Artikel 114 
1. Der Propst soll sich in besonderer Weise für die

eitung und überwv,cbung des - katechetischen Dienstes 
2;rai'ltwortlich wissen. 

2. Er pflegt die kirchliche Männer-, Frauen- und
Jugendarbeit und fördert die Werke der Inneren Mis­

. sion und· die sonstigen ·werke des_ diakonischen und 
. missionarischen Dienstes. 

Artikel 115 
Der Propst hat das Recht, in jeder Gemeinde seines 

Sprengels Gottesdienste zu halten und das . Heilige 
.Abendmahl zu spenden. 

Artikel 116 
1. Der Propst wird nach Anhörung der Superinten­

denten seines Sprengels auf Vorschlag des Bischofs durch 
die KirchenleitU:ng berufen. 

2. Die Berufung erfolgt entweder im liauptamt auf 
Lebenszeit oder nebenamtlich in Verbindung mit· einem 
Pfarramt._ Ist die Ernennung im Hauptamt erfolgt, so 
wird ihm gleichzeitig ein Predigtamt in einer Kirchen­
gemeinde sein1;;s Amtssitzes übertragen. Von den übrigen 
Pflichten eines Gemeindepfarrers ist' er entbunden. Im 
Ji'alle der nebenamtlichen Berufung soll er in seinem 
Pfarramt so weit entlastet werden, als es die Aufgaben 
des Propstamtes erfordern. 

3, Der Ppopst wird vom Bischof in einem Gottes­
dienst eingeführt. Das .Amtskreuz und die Berufungs­
urkunde werden ihm bei seiner Einführung übergeben. 

Artikel 117 
Die Vert;etung des Propstes regelt der Bischof. Bei 

einer Behinderung von längerer Dauer und im Falle 
-der Vakanz des Amtes kann die Kirchenfoitung einen
Vertreter bestellen.

Artikel 118 
. 1. Der Propst kann von seinem Amt zurücktreten, 
wenn die Kfrchenleitlmg zustimmt. Der · Bischof krum 
ihm nach Beratung mit dem Konsistorium den Rück­
tritt n�elegen. Folgt der Propst dem Rat des Bischofs 
nicht, so kann dieser die Entscheidung der Kirchen­
leitung herbeiführen, -die die _ Abberufung aus dem. 
Propstamt beschließen · kann. _ Das · PfaITamt, das der 
Propst im Falle der nebenamtlichen Berufung innehat, 
bleibt hiervon unberührt. ·· 

2. Scheidet der nebenamtlich berufene Propst aus
seiner Pfarrstelle aus, so endet gleichzeitig das Propst­
amt, wenn nicht die -Kirchenleitung im Einvernehmen 
mit dem Bischof etwaB anderes bestimmt. 

2. D er B i s c h o f
Artikel 119

1. Der Bischof übt den Dienst geistlicher Leitung
für den gesamten Bereich der Pommerschen Evan­
gelischen Kirche aus. Ihm ist die Fürsorge :für die 
Einigkeit der Kirche im Glauben und. in der Liebe sowie 
für das Wachstum - der Kirche in der Fülle ihrer Ämter 
und ihrer lebendigen Kräfte besonders anbefohlen. 

2. Zur Pflege der wissenschaftlichen Arbeit in der
Kirche hält er Verbindung mit der theologischen Fa­
kultät. 

3. Er bemüht sich um die Förderung des theologi­
schen Nachwuchses und leitet die theologi�chen Prü­
fungen. 

4. Er ordiniert die Pastoren, sofern er diesen Dienst
nicht dem zuständigen Propst oder Superintendenten 
überträgt. 

5. Er hat die I oberste Leitung des katechetischen
Dienstes. 

6. Zu seiner Zuständigkeit gehört · die Einweihung
· von Kirchen und Kapellen,



7. Durch seine Besuche sowie durch Visitationen
dient der Bischof d@ Gemeinden und ninimt Einblick 
in das Gemeindeleben .. 

Artikel 120 
Es· ist die besondere Aufgabe des Bischofs, die 

geistigen Bewegungen der Zeit zu verfolgen und sich von 
der Lage der Kirche in Zeit :und Welt und den besonders 
hervortretenden kirchlichen Aufgaben ständig Rechen­
schaft zu geben. Es ist Gegenstand seiner Sorge, daß 
die Kirche die Erkenntnisse und Kräfte, die die Heilige 
Schrift und die Bekenntnisse darbieten, für das gesamte 
Leben des. Volkes fruchtbar macht. Er hat das Recht, in 
Hirtenbriefen zu den Gemeinden seines Amtsbereiches 
zu sprechen und ·das Zeug1iis des Evangeliums auch in 
bedeutsamen Fragen des öffentlichen Lebens mahnend 
und warnend, erbauend und tröstend zu verkündigen. 

Artikel 121 
1. Der Bischof vertritt die Pomm.ersche Evangelische

Kirche inmitten der Pfarrer und GelI!-einden, im Kreise 
der Bischöfe und leitenden Amtsträger der deutschen 
evangelischen Kirchen, gegenüber den · Kirchen der 
Ökumene sowie gegenüb�r den anderen christlichen Kon-
fessionen und in der Öffentlichkeit der Welt. 

2. Die Vorschriften des Artikels 133 Absatz 1 über
die rech,tliche Vertretung der Kirche bleiben hierdurch. 
unberührt. ' 

Artikel 122 
1. Der Bischof wird durch ein ·Wahlkollegium ge­

wählt und ·auf Lebenszeit hauptamtlich berufen. Das 
Nähere regelt ein Kirchengesetz, das auch die Vor­
schriften über. die Beendigung des Amtes enthält. 

2. Die Einführung findet in einem Gottesdienst statt.
Dabei werden dem Bischof das Amtskreuz . und die Be­
rufungsurkunde übergeben. Damit übernimmt er das 
bischöfliche Amt. 

3. Dem Bischof wird von der Kirchenleitung gleich­
zeitig ein Predigtamt in einer Kirchengemeinde seines 
Amtssitzes . übertragen. Von· den übrigen Pflichten eines 
Gemeindepfarrers ist er entbunden. 

4. Der. Bischof hat .,das Recht, in allen Gemeinden
der Pommerschen Evangelischen Kirche Gottesdienste zu 
halten und das Heilige Abendmahl zu spenden. 

Artikel 123 
1. Die Kirchenleitung stellt dem Bischof diejenigen

Hilfskräfte und Einrichtungen zur Verfügung, derer 
er für sein Amt 1:,)ed.arf. Er kann auch die Mitglieder 
und Mitarbeiter· des Konsistoriums zur Erledigung seiner 
.Aufgaben heranziehen. 

2. D·er Bischof wird in seinen rein geistlichen Ob­
liegenheiten, insbesondere in allen gottesdienstlichen 
Handlungen, durch den zuständigen - im Zweifelsfall 
dureh den dienstältesten - Propst vertreten. Bei einer 
Behinderung von längerer Dauer und im Falle der 
Vakanz des bischöflichen Am:es kann die Kirchenleitung 
einen Amtsverweser bestellen. 

III. Die Lanbesf ynot,e
Artikel 124

1. Die Landessynode ist die Vertretung der Gesamt­
heit der Kirchengemeinden im Bereich der Pommerschen 
Bvangelisehen Kirehe. 

2. Die Landessynode hat den Auftrag, dafür ein­
zutreten, daß das Evangelium _ von Jesus Christus im 
Bereieh der Landeskirehe lauter und. rein verkündigt 
und durch die Tat bezeugt wird. Sie soll Mittel und 

Wege suchen, das gesamte Volksleben mit den Kräften 
des Evangeliums zu durchdringen; Schäden abzustellen 
und Gefahren, die der kirchlichen Arbeit drohen; recht­
zeitig zu beheben. . Sie soll zu wichtigen kirchlichen 
Fragen Stellung nehme}! und sich- unerschrocken· für die 
Geltung der Gebote Gottes im öffentlichen Leben ein­
setzen. Sie hat das Recht, die Gemeinden anzusprechen 
und ihnen mit Rat und Mahnung zu dienen. 

3. Die Landessynode handelt a1s eine · :brüderliche
Gemeinse1:tat1. im Vertrauen auf den Herrn und im Auf­
blick zu Ihm. Sie soll im Gehorsam gegen Ihn frei 
handeln un,d ihre Unabhängigkeit wahren. 

Artikel 125 
1. Die Laridessynode besehließt die Kirchengesetze,

soweit nicht gesamtkirchliche Ordnungen dem ent­
'gegenstehen. 

2. Kirchengesetze werden vom Präses der Landes-'
synode ausgefertigt und von der Kirchenleitung im 
Amtsblatt verkündet. Sie treten, wenn nichts· anderes 

.be.stimmt ist, mit dem 14. Tage nach der Ausgabe d-es 
Blattes in Kraft. Ist die Verkündigung im Amtsblatt 
nicht möglich, so ist auf anderem Wege für eine Iil.Ög� 
liehst . umfassende Bekanntgabe Sorge zu tragen; In 
diesem Falle treten dfo Kirchengesetze - wenn nichts 
anderes bestimmt ist -· einen Monat nach der Beschluß­
fassung in Kraft. 

Artikel 126 
1. Die Landessynode erledigt die Vorlagen der ge­

samtkirchlichen · Organe, der Kirchenleitung, des Bisel).ofs
und des Konsistoriums. 

· · 

2. Sie beschließt über die aus ihrer Mitte gestellten
.Anträge sowie über die Anträge der Kreissynoden; der 
Itteiskirchenräte, der Superintendenten und der Pfarr­
konvente. 

3. Sie .entscheidet insbesondere .über:
1. die Einführung neuer Agenden und Gesang­

bücher, 
2. die Zulassung neuer Lehrbücher für den kirch­

lichen Unterricht,
3. die Haushaltspläne ,der K8$en der Pommerschen

Evangelischen Kirche, die Abnahme der Jahffi!­
rechnungen, die Ausschreibung der Umlagen und
über die Zustimmung zu Maßnahmen der Ver­
mögensverwaltung nach . näherer Vorschrift der
kirchlichen Verwaltungsordnung,

4. die Richtlinien für die Aufstellung des Kirchen­
kollektenplanes und über die Ausschreibung der
Hauskollekten.·

4. An d�u theologischen Prüfungen nimmt. die
Landessynode durch Mitglieder teil, die sie aus ihrer 
Mitte wählt. 

5. Die Landessynode stellt _die Grundsätze für die
VerwaltuJ1g besonderer Einrichtullgen und Anstalten 
der Pommerschen Evangelischen Kirche auf. 

6. Sie regelt die Durchführung der allgemeinen
kirchlichen Grundsätze über die Anstellung und Amts­
bezeichnung der Amtsträger, der Pommerschen Evan­
gelischen Kirche. 

.Artikel 127 
· : Soweit im übrigen die kirchliche Ordnung einzelne
Angelegenheiten der Landessynode überträgt, kann sie
die Kirehenleitung zu ihrer Erledigung ermächtigen. Sie
kann die Ermächtlgung für bestimmte A1-ten von Ge­
schäften allgemein erteilen; in diesem Falle hat die
Kirehenleitung bei ihren Entschließungen auf die Er­
mächtigung Bezug zu nehmen.
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' Artikel 128 
1. Die Landessyi10de wird von vier zu vier Jahren

neu gebildet. 
2. Ihr gehören an:
1. der Bischo:f, die Pröpste und die weiteren :Mit­

glieder der ;Kirchenleltlmg kraft ihrer Ämter,
2. neun Superintendenten, die von der Hesamtheit

der Superintendenten in• einem Konvent unter
Leitung des . dienstältesten anwesenden Super­
intendenten aus ihrer Mitte gewählt werden,

3. je ein Pfarrer· ans jedem Kfrchenkreis, der von
den der Kreissynode angehörenden Pfarrern 1mter
Leitung des Superintendenten gewählt wird: Der
Superintendent steht nicht zur Wahl. Die Kirchen-

. leitung kann bestimmen, daß in groß�n Kirchen-
kreisen zwei Pfarrer zu wählen sind.

4. Vertreter der Amtsträger des ergänzenden und
unterstützenden Dienstes, die von diesen nach 
einer wn der Kirchenleitung zu erlassenden Ord­
nung· aus ihrer ·Mitte gewählt ·werden. Ist dieser 
Weg nicht gangbar, so fordert die Kirchenleitung 
die ·Amtsträger zu Vorschlägen auf und beruft 
unter möglichster Berücksichtigung der Y or­
schläge die Vertreter. Ihre Zahl soll sechs nicht 
überschreiten, 

5. je ein Landessynodalältester aus jedem Kirchen­
kreis, der von den Kreissynodalältesten . unter
Leitung des Superintendenten aus ihrer Mitte ge­
wählt wird. Die Kirchenleitung kann bestimmen,
daß in. großen Kirchenkreisen bis zu vier Landes„
synodalälteste zu wählen sind,

6. Vertreter der kirchlichen Werke, die von dere.n
Leitungen in die Synode entsandt werden. Ihre 
Zahl darf ein Zehntel der gemäß Ziffer � zu 
wählenden Synodalen nicht üb�rschreiten. Die 
Verteilung auf die einzelnen Werke bestimmt die 
Kirchenleitung, 

7. ein von· der Evangelisch-Theologischen Fakultät
der Universität Greifswald· entsandter Ver_treter,

8. besonders bewährte Glieder der Kirche, die durch
dfo Kirchenleittmg berufen werden, jedoch höch­
stens fünf.

3. Die Synodalen sind in ihren Entscheidungen an
Weisungen . nicht gebunden. Bei ihrem Eintritt in die 
Synode findet Artikel 95 Anwendung. 

.Artikel 129 
1. Die Landessynod� tritt in der Regel einmal im

Jahr zusammen. Sie ist einzuberufen, w�nn ein Drittel 
der Mitglieder oder die Kirchenleitung es verlangen. 

2. Ort und Beginn der 'I'agung bestimmt die Kirchen-
leitung. 

3. Die Synode beginnt mit einem Gottesdienst. Die
Sitzungen werden mit Gottes Wort und Gebet eröffnet 
und mit Gebet geschlossen. 

4. Der . Tagimg der Landessynode wird in allen• Ge­
meinden der• Pommerschen Evangelischen Kirche im 
Hauptgottesdienst fürbittend gedacht. 

Artikel 130 
1. Die Landessynode wählt in ihrer · ersten Tagung

:für -die Dauer ihrer Amtszeit aus ihrer Mitte den Präses 
.und zwei Stellvertreter. Diese- bleiben bis zur Neuwahl 
im Amt. Der Bischof steht nicht zur W ah1. 

2. Der Präses beruft die Landessynode, eröffnet und
schließt die Tagung, leitet die Verhandlungen, handhabt 
die äußere Ordnung, fertigt die Beschlüsse aus und führt 
den Schriftwechsel. 

Artikel 131 
1. Die Landessynode ist beschlußfähig, wenn min­

destens zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind. Im . 
ü.brige_n gelten für · den Geschäftsgang die gleichen 
Grundsätze wie nach Artikel 97 Ziffer 2, 5 und 7 für 
die Kreissynode. 

2. Ifirchengesetze oder soIIBtige kirchliche Ordmmgen
erfordern eine zweimalig·e Beratung und Beschluß­
fassung. 

3. Änderungen der Kirchenordnung bedürfen . der
Zustimmung von zwei Dritteln der Anwesenden und 
müssen in zwei Lesungen an verschiedenen Tagen be­
schlossen werden. 

IV ... Die Kirdlenleitung 
Artikel 132 

1. Die Kirchenleitung nimmt die in Artikel 124 ge­
nannten Aufgaben laufend wahr, wenn die Landessynode
nicht versammelt ist. · 

2. Sie kann auch darüber hinaus sonstige Aufgaben
erfüllen, die der Landessynode vorbehalten . sind, wenn 
diese nicht versammelt, ihre Einberufung nicht möglich 
ist oder der Bedeutui1g des Gegenstandes nicht ent­
spricht und die Erledigung der Angelegenheit keinen 
Aufschub duldet. In diesem Fall kann die. Kirchen­
leitung Angelegenheiten, die den Erlaß eines Kirchen­
gesetzes erfordern, durch vorläufige Ordnung regeln. 
Soll auf diesem Wege die Kirchenordnung geändert 
,verden so müssen zwei Drittel der . Mitglieder zu­
stimme�. Die vorläufige Ordnung ist der Synode bei 
ihrem nächsten Zusammentritt zur Genehmigung vorzu­
legen. Wird sie nicht geneh�igt, so hat die· Kil'.chen� 
leitung sie aufzuheben. · 

3. Die Kirchenleitung bereitet die Tagung der Lan­
dessynode und ihre. Beschlüsse vor. _Sie priift vorläufig 
die Legitimation der Synodalen. Sie führt ihre Beschlüsse 
durch und erläßt insbesondere die notwendigen ·Ausfüh„ 
rungsbestimmungen. 

4. Die Kirchenleittmg · ·ist an die Beschlüsse der
Synode gebunden. Gegen Beschlüsse der Landessynode 
kann die Kirchenleitm1g innerhalb von drei Monaten 
Einspruch erheben, wenn zwei Drittel ihrer Mitglieder 
zustimmen. Der Gegenstand ist der Synode bei ihrem 
nächsten Zusammentritt nochnials vorzulegen. Hält sie 
ihre Entschließung aufrecht, so ist danach zu. verfahren. 

. 5. Die , Kirchenleitung beruft, soweit · nfoht etwas 
anderes bestimmt ist, die in Landespfarrämtem anzu­
st6Uenden 'Pastoren und sonstigen Amtst1�iger _des 
höheren Dienstes und regelt - soweit erforderlich -� 
ihre Stellung und ihr� Aufgaben:. 

6; Die Kirchenleitung soll .sich vorwiegend für Ange­
legenheiten von allgemeinkirchlicher Bedeutung und für 
Einzelfragen von besonderer Wichtigkeit ,•erant wortlich 
wissen. 

Artikel 133 
1. · Die Kirchenleitung vertritt die Pommersche Evan­

gelische Kirche. Zur Vertretung in Rechtsangelegen­
heiten, insbesondere vor Gericht, ist auch das·· Kon­
sistorium ermächtigt. 

2. Die Kirchenleitung kann auch andere Angelegen­
heiten, die q.ie kirchliche Ordnung ihr . zuweist, in ge • 
eigneten Fällen dem Konsistorium zur Erledigung übe�­
tragen._ Das Konsitsorium hat in solchen Fällen auf die 
Ermächtigung Bezug zu nehmen. 

Artik�134 
1. Die- Kirchenleitung h�t Beschlüsse der Gemeinde­

kirchenräte, der Kreissynoden und ihrer Ausschüsse und 



der Kreisldrchenräte außer Kraft zu setzen, wenn sie mit 
Schrift und Bekenntnis nicht vereinbar sind und die da.­
durch für das kirchliche Leben entstehende· Gefahr auf 
andere Weise nicht zu beheben ist. Der Vorsitzende der 
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im Amt, unter Beidrückung des Siegels zu vollziehe:ii. 
Dadurch wird Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit 
der Beschlußfassung festgestellt .. 

Körperschaft, die einen solchen Beschluß faßt, ist ver- V. Daß KonfiftOl'iUm
pflichtet, den Beschluf� zunächst nicht auszuführen, Artikel 139
sondern· ihn der Kirchenleitung vorzulegen. Die Körper- 1. Das Konsistorium führt die laufenden Geschäftescliaft, deren Beschluß außer Kraft gesetzt wird, kann der Pommerschen Evangelischen Kirche. Es berät und eine nochmalige Prüfung und Entscheidung verlangen, unterstützt die Ki.rchenleitung, bereitet ihre Beschlüsse die nicht früher als zwei Monate nach der ersten erfolgeJi vor.und führt sie aus, darf. 

2. Es ist für alle Angelegenheiten der kirchlichen· 2. Beschlüsse der in Absatz 1 genannten Körper- Verwaltung verantwortlich, d_ie die kirchliche Ordnungschaften, die das Recht verletzen oder die einheitliche nicht einer anderen Stelle überträgt, insbesondere für. F'inanzwirtschaft der Kirche gefährden, setzt das Kon- die Aufsicht ifüer · die Kirchengemeinden, Kirchenkreise sistorium außer Kraft. Hiergegen ist innerhalb eines und kirchlichen Amtsträger. Monats die Beschwerde an den Rechtsausschuß der 
Pommerschen Evangelischen Kirc�e zulässig. Artikel 140 

Das Konsistorium handelt im Rahmen der kirchlichen Artikel 135 Ordnung und der von der Landessynode und der 
1. Der Kirchenleitung gehören an: Kirchenleitung ihm gegebenen W eimmgen unter eigener 
1. der ·Bischof und die Pröpste, Verantwortung. Die Kirchenleitung kann sich über die 
2. der Präses der Lande&synode, . 'l'ä.tigkeit · des Konsistoriums jederzeit unterrichten und 
3. sechs· :weitere Mitglieder der Landessynode, die. · auf' seine Maßnahmen Ein:flu.ß nehmen. Das K;:onsisto­

von der Synode jedesmal nach ihrer Neubildung rium kann seinerseits in Angelegenheiten von besonderer 
in der' ersten Tagung gewählt werden und.bis zur Bedeutung eine Entscheidung oder Weisung d�r Kirchen­
Wahl .ihrer Nachfolger im Amt bleiben. Wieder- leitung nachsuchen. 
wahl ist" zulässig; nicht mehr als die Hälfte sollen 
Pastoren sein, . · 

4 .. das leitende juristische und das leitende theolo­
gische Mitglied des I{on.sistoriums. 

2, · Falls unter den gemäß Absatz 1 Ziffer 3 ge­
wählten Synodalen sich kein Mitglie<l der theologischen 
lt'akultät �er Universität Greifswald befindet, kann die 
}�irchenleitung durch Zuwahl ein solches Mitglied be-
rufen: 

3. Bei Beschlüssen über Vorlagen des Konsistoriums
tritt der vom: Vorsitzenden 8.es Konsistoriums für diesen 
]'all bestimmte Berichterstatter des. Konsistoriums mit 

· Stimmrecht hinzu.
4. Für die von 'der Landessynode gewählten Mit­

glieder sind Stellvertreter zu wählen, die im Falle
längerer Behinderung an Stelle der ordentlichen Mit­
glieder einberufen werden. Für die übrigen Mitglieder

· treten bei Behinderung ihre Vertreter im Amt ein.
5. Die nicht zur Kirchenleitung gehörenden Mit­

i:i:lieder des Konsistoriums nehmen an den Sitzungen
beratend teH; <lie weiteren Mitarbeiter des Konsistoriums:
können hinzugezogen werden.

Artikel 136 
Vorsitzender der Kirchenleitung ist der Bischof. 

Stellvertretender Vorsitzender ist der Präses der Lan­
dessynode. Einen weiteren Stellvertreter , wählt die 
Kirchenleitung aus ihrer Mitte. 

Artikel 137 
Die Kirchenleitung tritt mindestens einmal im Monat 

zusammen. Sie ist beschlußfähig, wenn außer dem Vor­
sitzenden mehr als die Hälfte der Mitglieder an­
wesend ist. 

Artikel 138 
Urkunden, welche die Pommersche Evangelische 

Kirche Dritten gegenüber verpflichten sollen, und Voll� 
machten sind namens· der Pommerscl;ien Evangelischen 
Kirche entweder vom Vorsitzenden der Kirchenleitung 
oder· voi:n leitenden juristischen Mitglied des Konsis­
toriums, bei deren Verhinderung von deren Vertreter 

Artikel 141 
Das Konsistorium steht den gesamtkirchlichen Stellen 

für die Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung. 

Artikel 142 
1. Das Konsistorium soll die Selbstverwaltung und

Initiative der Kirchengemeinden und Kirchenkreise · auf 
jede Weise zu stärken suchen. _ · 

2. Bestimmte Aufgaben des Kop.sistorr.fonis können
au-f die Kreiskirchenräte oder auf Bezirkskirchenämter 
übertragen werden. Dies· gilt insbesondere für alle . .A,nge­
legenheiten der Verwaltung· des kirchlichen Vermögens 
einsehließlich der wirtschaftlichen Angelegenheiten · der 
kirch1ichen Amtsträger. 

3. Das .Nähere bestimmt die · Kirchenleittmg. Sie
kann die Regelung zunächst .auf -Teile der Kirche be­
schränken. 

Artikel 143 
1. Dem Konsistorium gehören der Bischof sowie

theologische und juristische Mitglieder an. Sie bilden · 
das. Kollegium des Konsistoriums. 

2. Den Yorsitz im Konsistorium führt der Bischof,
in seiner Vertretung das leitende juristische Mitglied, 
bei dessen Behinderung das . leitende theologische Mit­

. glied. Das leitende jurisfa1che Mitglied führt die Dienst­
aufsicht und leitet den Geschäftsgang des Konsistoriums. 

3. Die Pröpste und die :Mitglieder der Kirchenleitung
können an den Beratungen des Konsistoriums jederzeit 
teilnehmen. 

Artikel 144 
Außer den Mitgliedern des Konsistoriums· können 

theologische und andere Mitarbeiter als Referen.ten im 
Hauptamt oder im Nebenamt berufen werden. Sie sind 
in der Regel nicht auf Lebenszeit, sondern auf Wider­
ruf einzustellen. Die Dauer der Beschäftigung soll bei 
Theologen im allgemeinen fünf Jahre nicht überschreiten. 

Artikel 145 
1. Die Berufung der Mitglieder und Mit.arbeiter <les

Konsistoriums und ihre Diem,tverhältnisse richten sich 
nach. der gesamtkirchlichen Ordnung. 
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2. Den .hauptamtlichen theologischen Migliedern des
Konistoriums soll. Gelegenheit gegeben werden an ihrem 
Amtssitz Gottesdienste· zu h·alten. 

' 
· 

VI. ,ßefonOere" Atnter unO Dienftftellen
Artikel 146 

Die Aufgaben des 'l'heologischen Prüfungsamtes 
richten sich nach der Pf�rrervorbildimgsordnung. Die 
Leitung liegt dem Bischof ob, bei dessen Behinderung 
dem leitenden theologischen Mitglied des Konsistoriums. 
Die -1\iitg-Iieq_er werden - soweit nicht in Artikel 126 
Absatz 4 etwas anderes bestimmt ist -- auf Voröchln.g 
des Bischofs' von der Küchenleitung berufen. 

Artikel 147 
Inwieweit zur Betreuung . einzelne r ..Arbeitsgebiete 

besondere Ämter, Dienststellen, Arbeitskreise oder be­
ratende Kollegien (Kammern und Ausschüsse) einzu­
setzen sind, bestimmt die Landessynode; beratende 
Kollegien können auch von der Kirchenleitung gebildet 
werden. Der Bischof trägt dafür Sorge, daß die Ar.beii 
solcher Stellen im eng�n Einvernehmen mit der·Kirchen­
ieitung und: dem Konsr')torium geschieht. 

. Artikel 148' 
f. Der Rechtsausschuß der Pommerschen Evan.:

gelischen kirc>he ist berufen, über Rechtsfragen der 
·kirchlichen -Verwaltung in _ den durch die · kirchliche 
Ordnung bestimmten ],ällen zu entscheiden. Die kirch- .
liehe Ordnu�g ka:.riri ihm weitere richterliche Aufgaben 
übertragen. Die · Organe der Pommerschen Evangelischen­
Kirche können sefoe:ri Dienst für die Erstattung von 
Hechtsgutachten iri Anspruch nehmen. 

2. Der Rechtsausschuß ist eine unabhängige kirch­
Hch,e Dienststelle, die an die_ Ordnung der Kirche - je-. 
doch nicht an Weisungen -- gebunden ist. Seine Ent­
scheidungen sind endgültig, soweit nicht die gesamt­
kirchliche Ordnung ein Rechtsmittel vorsieht. 

3. Dem :Rechtsausschuß · gehören an:
1. das leitenq.e juristische Mitglied des. Konsistoriums

als Vorsitzender,
2. vier Mitglieder; die von der Landessynode bei

ihrer_: ersten Tagm1g für die Dauer der Amtszeit
der Landessyno.de gewählt werden und bis zum.
Eintritt ihrer Nachfolger im Amt bleiben. Von
diesen ·müssen zwei Pfarrer sein; die beiden an­
deren Mitglieder, von denen eines rechtskundig

· sein muß, müss·en die Befähigung zum ( Ältesten­
amt besitzen.

3. Im Falle der Behinderung des Vorsitzenden tritt
dessen Vertreter im Konsistorium ein; für die
übrigen Mitglieder sind Stellvertreter zu wählen,
die gleichzeitig . Ersatzleute sind. Etwa notwendige
Ersatzwahlen kann die Kirchenleitung vollziehen.

4. Der Rechtsausschuß faßt seine Beschlüsse mit
Stimmenmehrheit.

5. Im übrigen wird das Verfahren vor dem Rechts-
- ai;isschuß durch eine Geschäftsordnung geregelt,
di� die Kirchenleitung erläßt und veröffentlicht.

V ier t e r  Ab s c h n i t t  
DIE KIRCHLICHEN WERKE 

. I. Werke Oes_. �emeinOet>lenftcs 
Artikel 149 

1. Die Pom.mersche Evangelische Kirche fördert· die
Arbeit. an den verschiedenen Gruppen ihrer Glieder, ins­
pesondere an den M•ännern, den Frauen und der �ugend, 

und faßt sie zusammen, soweit sie über den· Bereich der 
Kirchengemeinden und Kirchenkreise hinausgeht und 
zentraler ·Ordnungen und Organe bedart 

2. Die für dies.e Arbeit bestehenden Werke, nämlich:
1. das Männerwerk,
2. die Frauenhilfe,_ 
3. das J:ungmännerwerk,
4. das Jungmädchenwerk,

sind in Leben, - Arbeit und Leitung der Pommerschen 
Evangelischen Kirche einbezogen. 

3. Das Nähere über die Aufgaben und die Gestaltung
dieser '\Verke wird durch Kirchengesetze geregelt. Die 
Kirchenleitung kann den Werken Richtlinien für ihre 
Arbeit in den Kirchenkreisen _ und Ki:i;-chengeII1einden 
geben. Dabei ist die Mitarbeit freiwilliger Kräfte zu 
gewährleisten. 

II. Werke Cea l)-isl,onHd'>=miffionarifdun Dienftea
Artikel' 150 

· Alle Glieder der Kirche sind zum -Dienst am Nächsten
· gerufen. In besonderer W eis.e gewinnt die helfende
Liebe Gestalt im ·Diakonat der Kirche; demgemäß sind
die Werke de.s diakonisch-missionarischen Dienstes
VT esens- und Lebens�ußerung der Kirche.

_,

Artikel 151 
- 1. Die Pommersche Evangelische Kirche fördert die

in ihrem Bereie.h arbeitenden Werke der Inneren Mission 
ungeachtet der Rechtsform des einzelnen Werkes. 

2. Die im Bereich der Pommerschen Evangelischen
Kirche bestehenden Heime, Anstalten und sonstigen Ein­
richtungen der Inneren Mission sind in der „Inneren 
1\-fä;sion der Pommerschen Evangelischen Kirche" zusam-­
mengeschlossen, deren Aufgaben und Aufbau du_rch 
das Kircheng·esetz über · die Innere Mission geregelt 
werden. 

3. · -Ober die Anerkennung der. Zugehörigkeit eines
neuen "\Verkes der Inneren Mission der Fommerschen 
Evangelischen Kirche sowie über die Aufhebung der Zu­
gehörigkeit entscheidet das _ Amt für Innere Mission. 
Gegen seine Entscheidung ist die Berufung an ·die 
Kirchenleitm1g· zulässig. 

4. Die Satzungen der Werke der Inneren Mission
bedürfen der Bestätigung durch die Kirchenleitung. 
Diese hÖl't zuvor das Amt für Innere Mission.· 

Artikel 152 
Dem kirchlichen Wiederaufbau sowie der Linderung 

und Behebung der besonderen Notstände der Zeit dient 
11ehen der Inneren l\fiss.ion das „Hilfswerk der Evan.,; 

gelischen Kirche in Pommern". Das Hilfswerk wird 
durch einen von der Kirchenleitung berufenen Bevoll­
mächtigten geleitet. Dieser ist._ an die· Weisungen der 
Kirchenleitung gebunden. Die nähere Ordnung des 
Hilfswerks · bestimmt ein Kirchengesetz. 

IIL AnOere kirchlidu Werke·­
Arikel 153 

Die Pommersche Evangelische Kirche fördert im 
Gehorsam gegen den Sendungsauftrag ihres HeITn die. 
.Arbeit der Äußeren Mission in Zusammenarbeit mit den 
l\fissionsgesellschaften. Die Missionsgesellschaften s�nd 
gehalten, vor der Bestellung ihrer Vertretungen für den · 
Bereich der Po:mm,erschen Evangelischen Kirche mit der 
Kirchenleitung Fühlung zu nehmen. NähereBestimmun- · 
gen w�rden im Wege der Vereirrl:,1;1.rung :tnit -de:p. M;ission� ..
gesellscb.�ften getroffen,� -· · · 



.Artikel 154 
'-· Die Pommersche Evangelische Kirche fördert die 

zur Erfüllungldes Dienstes an _der evangelischen Diaspora 
bestehenden Einrichtungen und die anderen kirchlichen 
Werke. 

2. über die Anerkennung als kirchliches Werk ent­
scheidet die Kirchenleitung. Die Anerkennung setzt vor­
aus, daß sich die Arbeit des Werkes in Bindung an 
Schrift und Bekenntnis 1md unter Wahrung der kircfü-
lichen Ordnung vollzieht. 

3, Die anerkannten Werke haben der. Kircherileitung 
jederzeit Einblick in · ihre ·.Arbeit zu gewähren und 
Rechenschaft abzulegen. Die Berufung ihrer geistlichen 
Amtsträger bedarf 'der Bestätigung durch das Kon­
sistorium, 

4. Die Kircherileitlmg . kann die.<J.en . Werken unter
Wahrung ihr�r sachlich erforderlichen Selbst.ä.ndigkeit 
für ihre .Arbeit_ und ihre · Ordnung Richtlinien. geben. 
über die .A usilbung geiqtlichen Dienstes in den Kirchen­
gemeinden mfü;sen sieb die Werke mit den örtlichen 
Stellen vorher , erständigen. 

Artikel 155 
Zur Herstellung einer laufenden .Arbeitsverbindung 

der Werke untereinander und mh dem Konsistorium und 
der Kirchenleitung soll ein .Amt für kirchlichen .Ge.­
meindeaufbau eingerichtet werden. Das Nähere bestimmt 
bis zum Erlaß eines Kirchengesetzes die Kirchenleitung. 

Fün fte r .A bsc hn i t t
GEMEINSAME 

UND SCHLVSSBESTIMMVNQEN 
Artikel 156 

Die Mitglieder aller kirchlichen Kollegien und Syno� 
den und die kirchlichen Amtsträger und .Angestellten 
haben über alle · Angelegenheiten, die amtlich zu ihrer 
Kenntnis kommen 1md ihrer Natur nach oder.infolge be­
sonderer Anordnung vertraulich sind, Verschwiegenheit 
zu beobachten, auch wenn die Mitgliedschaft oder das 
Dienstverhältnis nicht mehr besteht. · Von die1:1er 
Verpflichtung können nur das Kollegium oder die 
Synode, .dem• das Mitglied angehört, oder der Leiter oder 
Vorgesetzte der Dienststelle der kirchlichen Amtsträger 
oder Angestellten befreien. Pür die Pastoren erteilt. die
Befreiung das .Konsistorium. 

.Artikel 157 
1.. Weigern sich die Organe der Kirchengemeinden, 

. Gemeindeverbände oder der · Kirchenkreise, gesetzliche 
Leistungen, die aus dem ihrer Verwaltung unterliegen­
den kirchlichen Vermögen zu bestreiten. sind, auf den · 
Haushaltsplan zu bringen, so ist · das Konsistorium be­
fugt, die Eintragung in den Haushaltsplan zu bewirken 
und die weiter erforderlichen Verfügungen zu treffen. 
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2. Gegen diese Verfügung ist innerhalb eines Monats
Beschwerde beim Rechtsausschuß der Pommerschen 
Evang·elischen Kirche zulässig. 

.Artikel 158 . 
1. Die vorstehende Kirchenordnung tritt am 1. Ok­

tober 1950 in lfraft. 
2. Die geltende kirchliche Ordnung bleibt in Kraft,

soweit sich nicht aus dieser Kirchenordnung etwas 
· anderes ergibt. _Das gilt auch für diejenigen Gebiete der
Ordnung, für die nach den Bestimmungen dieser
Kirchenordnung neue Ordnungen erlassen werden sollen,
solange sie noch nicht erlassen sind.

3. Soweit im fortgeltenden Recht auf Bestimmungen
verwiesen wird, die durch die Kirchenordnung aufge­
hoben sind, werden sie -in Ermangelung anderer Vor­
schriften durch die entsprechenden Bestimmungen der
Kirchenordnung ersetzt.

· · 

4. Ebenso treten an die Stelle aufgehobener Organe
und Dienststellen die entsprechenden Organe und Dienst­
stellen der Kirchenordnung. Insbesondere treten an· die
Stelle der G:_emeindevertretung der Gemeindeltlrchem:at,
an die Stelle des Kreissynodaivorstandes der Kreis­
kirchenrat dd an die Stelle des Provinzialkirchenrats
die. Kirchenleitung.

5. Soweit zur Durchführung oder Ergänzung dieser
. Kirchenordnung kirchengesetzliclie ·Regelungen erfolgen
sollen, kann bis zu deren Erlaß die Kirchenleit�g einst­
weilige Bestimmungen· treffen.

Die Syn9t>e t>.er Pommerlchen Eoangeltf chen Kirche 
hat fich in- EinmOtigl\ett t>tde Kirchenort>nung ge .. · 
geben. Sie roelß fich babei 111. Erl\enntnie aller mertrch„ 
liehen Schroad1heit getragen non t>er Grtabe Gottee. 

»Dem aber, t>er Oberrchroenglich tun l\ann Ober.
allee, t>ae roir bitten · ober oerftehen, nach t>er­
Kraft, bie t>a in une rotrl\et, t>em ret Ehre in t>er 
Gemeint>e, · t>ie in Chrifto Jelu 1ft, zu aller Zeit, 
non Eroigl\eit_ zu Erolgl\eit! Amen.« 

(Eph. 3, 20,21) 
Die vorstehende, vom Präses der Provinzialsynode 

u11ter dem 2, Juni 1950 ansg·efertigte-und von der Kir­
ehenleitung der Evangelischen Kirche der altpreußischen 
Union auf · Grund des § 4 Absatz 2 der Notverordnung 
über die Bildung von Provinzialsynoden v. -14. Mai 1946 
(Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
Berliner Stelle, Seite 61) durch Beschluß vom 1. Au­
gust 1950 bestätigte , Kirchenordnup.g wird hierdurch
verkündet. · 

G r e i f s w a 1 d , den 16. September 1950. 

Die Kirchenleitung 
ber Pommerfchen Eoangellf chen Kirche. 

D. v o n  S c h e v e n

NR. 2 KIRCHENQEMEINDEWAHLORDNVNG 
DER POMMERSCHEN EVANQELISCHEN KIRCHE VOM 2. JUNI 1950 

Gemäß Art. 53 Abs. 4 der Pommerschen Kirchen­
ordnung hat die Provinzialsyllode folgende Kirchenge­
m�lindewahlordnung beschlossen: 

I. Stimmlifte
§ 1

Voraussetzung für die Ausübung des aktiven und 
passiven Wahlrechts ist die Eintragung in die Stimm­
liste (Art. 44, 481 49 PKO). 

§ 2
1. Die Stimmliste wird einheitlich für die·. ganze

Kirchengemeinde vom Gemeindekirchenrat aufgestellt 
und geführt. Die Liste kann die wahlberechtigten · Ge­
meindeglieder alphabetisch aufführen oder so, daß die 
Straßen in alphabetischer Folge, innerhalb der Straßen 
die Häu.;er nach iliren Nummern und innerhalb jedes 
Hauses die Wähler alphabetisch eingetragen. werden. Die 
Stimmliste ist in Reit- oder Karteitorm anzulegen. 



48 

· 2. Die Stimmliste .hat folgende A:r;tgaben zu ent�
1alten: 

1. laufende Nummer
2. Name des Wahlberechtigten·
3. Vorname
4. Geburtstag
5. konfirmiert oder sonst zum Heiligen Abendmahl

zugelassen: ?
. 6. Wohnung 
7. Bemerkungen (z.B. über das Ruhen des Wa.hl­

rechts)
8. Vermerk über die Stimmabgabe,

§ 3
1. Gemeindeglieder, die in die Stiinmliste aufge-

1ommen werden, wollen, haben die im § 2 Abs. 2 auf- : 
�eführten Angaben zu machen und die im .A:rt. 49 PKO 
:orgeschriebene Erklärung abzugeben. Dies kann jeder• 
ieit geschehen . .f"\.lljährlich söU mindestens einmal von 
ier Kanzel

° 
zur .Anmeldung aufgefordert werden. 

2 .. Steht eine Wahl bevor, so werden spätestens 
12 Wochen vor der Wahl ·ane, die noch nicht eingetragen 
;ind, von der Kanzel oder in sonst geeigneter Weise 
iffentlich aufgefordert, sich innerhalb der dabei zu be-
1timme11den ,Anineldefrist von mindestens. 3 Wochen 
nündlich oder schriftlich zur Stimmliste anzumelden. 

3. Die Anmeldungen werden von dfü Vorsitzenden
les GemeindekirGh.enrats oder von -einem v.om Oemcinde­
drchenrat damit'Beauftragten entgegengenonun:en. Dieser 
1at bei Eingang. der .ÄJuneldung auf schleunige Behe­
Ju.ng bestehender Unklarheiten hinzuwirken. Bei münd­
.icher .Anmeldung kann von dem Anmeldenden ein Perso­
:ialausweis, bei schriftlicher .Anmeldung - fal1'3 Zweifel 
in der Echtheit .der Unterschrift" bestehen - deren runt­
.iche Beglaubigung verlangt werden. Die Km1.fi.rmation 
)der die Zulassung zum Heiligen -Abendmahl ist im 
Zweife( durch ·v orlage des Koruirmationsscheiites oder in 
mderer ·Weise glaubhaft zu machen. 

4. Die · erfolgte Anmeldung soll dem .Anmeldenden ·
Jestätigt werden; 

§ 4
1. Die .Anmeldungen .werden sofort dem Geni.einde­

drchenrat oder einein zur Prüfung eingesetzten, �4..us­
ichuß vorgelegt, der die Zulässigkeit der Eiiitragm1g in 
iie Stimmliste gemäß den Bestimmungen der Art. 48 
Abs.-.2 bis 32 PKO prüft, und auf der Anmeldung ver-

. merkt.. Ist die �intragung nicht möglich oder nmß eine 
mhon vollzogene Eintragung gestrichen oder, das H.uhen 
ies Wahlrechts festgestellt werden, so ist dem hetreffen­
ien Gemeindeglied ein entsprechender Bescheid z�1zu-
1tellen mit der · Belehrung, daß binnen zwei Wochen 
5egen diesen Bescheid das Rechtsmittel der Beschwerde 
5egeben ist. Die Beschwerde ist dem Gemeindekirchen­
rnt vorzulegen .. · Die&er _leitet sie mit seine� Stellung­
tiahme an den Kreiskirchenrat weiter, sofern er nicht 
selbst der Beschwerde stattgibt. 

2. Nach Ablauf der ..Anmeldefrist stellt der Ge­
m.eindekirchenrat die Stimmliste auf und sieht sie bei 
ipäteren Wahlen auf ihre Richtigkeit und Vollständig­
lrnit durch. Erforderlichenfalls ist die Eintragnng zu 
,treichen oder das Ruhen des Wahlrechts in der Spalte 
,,Bemerkungen" zu verzeichnen. 

§ 5
1. Die Stimmliste wird spätestens. 6 Wochen vor der

Wahl auf die Dauer von 2 Wochen öffentlich ausgelegt. 
Ort und Zeit der Auslegung sind bekanntzugeben mit 
dem Hinweis, daß bis· zum. Ablauf der Auslegungsfrist 

Efosprüche gegen die Liste schriftlich oder zu Protokoll 
bei dem Gemeindekirchenrat erhoben werden können. 
Die .Abkündigung ist bis zum Ablauf der Auslegungs- · 
frist zu wiederholen. 

2. Nach Ablauf der Auslegungsfrist können Gemein­
deglied.er nur noch auf rechtzeitig eingebra.chten Ein­
spruch hin in die Stimmliste aufgenommen oder aus ihr 

··gestrichen .werden .

- II. Wahloorfchlag

§ 6
1. Mindestens 14 Wochen vor der Wahl bereitet der

Gemeindekirchenrat im Zusammenwirken mit dem Ge­
meindekirchenrat die .Aufstellung des Wahlvorschlages 
vor. Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrats oder 
ein :vori. de� Gemeindekirchenrat beauftrai,>1er Ältester · 
befragt die Vorgesehenen, ob sie bereit sind, das Amt 
eines Ältesten zu übernehmen und das Ältestengelübde 
abzulegen und berichtet hierüber dem Gemeindekirchen­
rat. Der Vorschlag· des Gemeindekirchenrats ist der­
Kirchengemeind-e durch ·Kahzelabkündigung und ·mög-

. liclJ.St auch durch Aushang bekannt zu geben. 
2. Zugleich sind die Gem.eindeglieder, die in der

Stimmliste eingetragen sind, aufzufordern, binnen 
3 _ Wochen Ergänzungsvorschläge einzureichen. Vor­
schläge, die später eingehen, sind zurückzuweisen. 

3. Nach Ablauf der Vorschlagsfrist prüft der Ge­
meindekirchenrat die eingegangenen Vorschläge, befragt 
die von den Gemeindegliedern Vorgeschlagenen ent­
sprechend Abs. 1 imd weist diejenigen zurück, .die den 
Erfordenrissen des Art. 44 PKO nicht entsprechen. .Ab­
zulehnen ist ein Vorschlag auch dann, wenn der. Vorge­
schlagene zu dieser. Zeit deshalb nicht Ältester werden 
kann, weil einer der im Art. 47 PKO genannten Ver­
wandten dem Gemeiri.dekirchenrat bereits angehört. 

4: Die Zurückweisung ist den Vorschlagenden unter 
Hinweis darauf, daß sie hiergegen binnen 2 Wochen· 
beim Gemeindekirchenrat Beschwerde einlegen können, 
mit�teilen. 

· · · 

5. Der Gemeindekirchenrat legt die Beschwerde dem
Kreiskirchenrat zur Entschcüdung vor, sofern er nicht 
selbst der Beschwerde stattgibt. 

§ 7
1. Der Gemeindekirchenrat :faßt seinen eigenen Vor­

schlag und die ans der Gemeinde eingegangenen Vor­
schläge zu einem Gesamtvorschlag zusammen. Dieser 
soll mindestens so viele Namen. enthalten, wie Älteste und 
Ersatzleute zu wählen sind. Der Gemeindekirchenrat hat 
vor der Wahl die Zahl der Ersatzleute :festzulegen. Sie 
darf die Zahl der Ältesten nicht übersteigen lmd richtet 
sich im übrigen nach den örtlichen Verhältnissen. Er­
sätzl€ute treten in den Gemeindekirchenrat ein, wenn 
während einer Wahlperiode Älteste ausscheiden (§ 18). 

2. übersteigt der Gesamtvorschlag die fünffache Zahl
der zu.wählenden Ältesten, so findet eine Vorwahl durch 
den Gemeindekirchenrat und den Gemeindebeirat statt . 
(Art. 45 Abs. 3 PKO). Dabei werden in gemeinsam.er 
Sitzung die Vorschläge erörtert. Nach Abschluß der Er­
örterung findet eine Abstimmung statt, die de;r Beschrän­
kung des W uhlvorschlages dient. Diejenigen, die die 
meisten Stimmen erhalten, werden in den endgültigen 
Wahlvorschlag aufgenommen. Die Abstinunung erfolgt 
in der Regel durch Handaufheben. Auf V erlangen von 
mindestens 3 Stimmberechtigten ist schriftliche . .Abstim­
mung vorzunehmen. 



3. Der endgültige Wahlvorschlag soll mindestens
1 Woche vor dem Wahltermin der Gemeinde durch Aus­
hang an geeigneter Stelle be�anntgege.ben werden. 

III. Einla�ung zur Wahl

§ 8
- Etwa in · der vierten W oclie vor dem Wahltermin

muß der Gemeindekirchenrat die Zeit und ,den Raum der 
Wahl festset�.en. Spätestens 2 Wochen vor der ·Wahl ist 
das Nähere von der Kanzel abzukündigen _und in der 
sonst üblichen Weise bekannt zu machen. Es empfiehlt 
sich, dem Gang der Wahl den Gemeindegliedern au:f ge­
eignete Weise, am besten in einer Gemei:ndeversamm-

. lung, nahezubringen. · · 

IV. Wahluorgang
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diesem Zeitpunkt im Wahlraum schon anwesend waren. 
Alsdann erklärt der Wahlvorsteher die Wahl für ge­
schlossen. 

§ 12
1. Nach .AbschluI& der Wahl werden die Stimm-. zettel aus der Wahlurne genommen und 1mgeöffnet ge- ·

zä.hlt. Zugleich wird die Zalll der Abstimmungsvermerke 
. in der Stimmliste festgesteJlt. Ergibt sich dabei eine Ver7 
schiedenheit so ist dies in der _ Wahlniederschrift anzu-
geben und, 'soweit möglich, aufzuklären. · 

2. Nach der Zählung entfaltet ein Beisitzer die
. Stimmzettel und übergibt sie dem Wahlvorsteher. Dies:er 
verliest sie laut. Der Schriftführer verzeichnet das Er­
gebnis in der Wahlniederschrift, ein B�sitzer führt eine 

. · 'Gegenliste. 

.Am Wahlsonntag wird die Gemeinde im Gottesdienst -
noch einmal auf · die Wahl hingewiesen. Dabei sind 
wiederum Zeit und Wahlraum sowie -der Wahlvorschlag 
bekanntzuge]?en. 

3. Ungültig sind Stimmzettel,
a) die nicht den Vorsehriften entsprechen,
b) auf denen kein Name !l,ngekreuzt · ist,
c) die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt

gegenüber ei:nem Gewählten · enthalten,§ 10

·1. Die Wahl wird von einem Wahlausschuß geleitet,
den der Gemeindekirchenrat bestellt'. Er besteht aus dem 
Vorsitzenden des Gemeindekirchenrats oder einem Stell­
vertreter als Wahlvorsteher und mindestens zwei wahl­
berechtigten · Gemeindegliedern und der erforderlichen 
Anzahl von Stellvertretern. Während der ganzen Wahl­
handlung und. bei der Prüfung der Sti:µunzettel müssen 
an jedem Wahltisch der Wahlvorsteher oder ein Stell­
vertreter, ein Schriftführ-er und mindestens eiu Beisitz<>r 
oci.er ihre Stellvertreter_ anwesend sei:n. 

2. Der W ahlvor�her leitet die Wahl und sorgt für
die .Aurrechterhaltung der Ordnung. Der Schriftfi.ihrer 
führt das Protokoll über die Wahlhandlung und die .Aus­
zählung der Stimmen; er vermerkt die Stimmabgabe in 
der Sti:rnmliste. 

3. Vor Beginn der W ahlh.andlung ha,t sich der Wahl­
au.sschuß · davon zu üherze�gen, . daß die Wahlurne 
leer ist. 

§11
1. Die wahlberechtigten G-emeindeglieder erhalten am

Eingang des Wahlraumes einen Stimmzettel. Der Stimm­
zettel hat die Vorgeschlagenen nach Namen, Vorna�en 
-und Wohnung in alphabetischer Reihenfolge g!}nau zu
bezeichnen. : Dabei können die - Namen derjenigen, die
vom Gemeindekirchenrat selbst vorgeschlagen worden
sind, unter�richen werden. .Außerdem enthält der
Stimmzettel :je eine Spalte zum_ .Ankreuzen der zu wäh­
lenden Ältesten und Ersatzleute. Auf dem Stimmzettel
ist :ferner anzugeben, wieviel Älteste und wieviel Ersa.tz­
leute zu ,vählen sind.

2. Den Wählern ist Gelegenheit zu geben, das .An­
kreuzen ihrer Stimmzettel so vorzunehmen, daß der ge­
heime Charakter der Wahl . gewährleistet ist. Gebrech,
liehe dürfen sich hierbei einer Vertrauensperson be­
dienen.

3. Nach dem Ankreuzen übergibt cler Wähler seinen
Stimmzettel gefaltet dem Wahlvorsteher; Dabei nennt er

'seinen Namen, Der Schriftführer vermerkt die Wahl in
der Stimmliste Bei Zweifeln über die Person des W ab.1-
berechtigten - k�nn die Vorlage eines PersonalaUBweises
verlangt werden. .Alsdann legt der Wahlvorsteher den
Stimmzettel in die Wahlurne.

4. Nach .Ablauf der Wahlzeit dürfen nur noch die
· Wähler zur Stimmabgabe zugelassen werden, die in

d) die auf andere Personen lauten als in dem
Wahlvorschlag aufgeführt sind.

4. Sind mehr Namen angekreuzt als Älteste und
Ersatzleute zu wählen sind, so ist der Stimmzettel eben-

. falls ungültig; es sei denn, daß nur in einer der bei-den 
Spalten zu viele Namen angekreuzt sind. In diesem Falle -
ist nur diejenige Spalte ungültig, in der zu viele Namen 
angekreuzt sind. 

5. Mehrere ineinander gefaltete Stimmzettel gelten
als eine Stimme; ineinander gefaltete voneinander ab­
weichende Stimmzettel sind ungültig. Leere Stimmzettel 
gelten 'dabei nicht" mit. 

6. Stimmzettel, die zu einem Beschluß des W ahlvor­
standes Anlaß geben, sind" mit fortlaufenden Nummern 
versehen der W ahl:niederschrift, gesondert von den · 

· übrigen Stimmzetteln, beizufügen. 
7. Nach Ausscheiden der ungültigen Stimmzettel

stellt der W ahlausschuß die Zahl der für jeden einzelnen 
Bewerber abgegebenen Stim:tt1en geso:ndert nach den 
beiden Spalten des Stimmzettels fest. Das Ergebnis der 
Stimmenauszählung wird vom Wahlvorsteher verkündet. 

§ 13

. 1. In besonderen Pällen kann der Kreiskirchen.rat 
auf Antrag des Gemeindekirchenrats zulass�n, daß an­
stelle des in § 11 .Abs. 1 vorgeschriebenen Stimmzettels · 
ein Stimmz·ettel benutzt wird, ·der nur die .Angabe über 
die Zahl der zu wählenden Ältesten und Ersatzleute und 

· je eine Spalte für die zu wählenden Ältesten und Ersatz-·
leute enthält.

2. In diesem Fall muß der Wahlvorschlag im Wahl­
raum und gegebenenfalls in der Wahlzelle in gut sieht- .
barer Form ausgehängt sein. Die Wähler schreiben die
Namen der von ihnen zu wählendBn Ältesten im Wahl­
vorschlag in die für die Ältesten und die Namen der zu
wählenden Ersatzleute im Wahlvorschlag in die für die
Ersatzleute bestimmte Spalte des Stimmzettels.

3. Für den übrigen Wahlvorgang gelten in diesem
Falle die Bestimmungen der§§ 11 und 12 mit Ausnahme
des § 12 Abs. 4 sinngemäß. Enthält der Stimm.zettel
mehr Namen dBs Wahlvorschlages als Älteste oder Er­
satzleute zu wählen sind, so gelten nur so viel Namen,
wie der Stimmzettel enthalten dürfte, und zwar in der
Reihenfolge, in der sie aufgeführt sind.



. Fcftftellung untl ßc1'anntgabe öee Wahlergebniff eo 
§ 14

1. Nach der Auszählung de:i: Stimmen übergibt der
·ahlausschuß die Wahlniederschrift lmd die Stimm­
tt�l dem Gemeindekirchenrat.

2. Der Gemeindekirchenrat stellt in . öffentlicher
tzung, die spätestens am, dritten Tage nach der Wahl 
:i,ttzufinden hat, das Wahlergebnis fest (Art. 53, Abs. 3 
l{O). Dabei werden zunächst die gewählten Ältesten 
1.ch den in der Spalte „Ältesten" abgegebenen Stinmien
stgestellt. Danri werden die gewahlten Ersatzleute
Lch nach ihrer Reihenfolge festgestellt auf Grund der
.r sie in beiden Spalten abgegebenen Stimmen. Erreicht
e Zahl der gewählten Ältesten nicht die festgesetzte
1hl, so rücken die gewählten Ersatzleute in eri.tspre­
.ender Zahl sogleich ein_

3. Kann die Sitzung des Gemeindekirchenrats räum­
\h oder zeitlich nicht unmittelbar an den Wahlvorgang 
1geschlossen werden, so müssen die gesammelten Stimm­
ttel in ejnem verschlossenen Kasten verwahrt werden, 
·ssen Schlüssel im versiegelten Umschlag in den Händen
:S Vorsitzenden des Gemeindekirchenrats oder eines
tfür bestimmten Ältesten verbleiben.

§ 15
1. 

0

Der Gemeindekirchenrat benachrichtigt die Ge­
ihlten mi.d fordert sie auf, sich sofort über die An­
thme der Wahl zu erklären mit dem Hinweis, daß die 
·ahl als angenommen gilt, falls sie nicht binnen einer
·oche durch Erklärung gegenüber dem Gemeinde�
rchen'rat abgelehnt wird.

2. Haben die Gewählten die Wahl angenommen, so
; das Wahlergebnis an den beiden nächsten Sonntagen 
1rch Kanzelabkündigung oder in anderer geeigneter 
:.lrm bekannt · zu geben· m1d dabei auf die Zulässigkeit 
1d Form des Ein;pruchs hinz�weisen (§ 16). 

VI. Einfprüd1e gegen öie Wahl
§ 16

-��� ·�t?:�-:. :

1. Die wahlberechtigten Gemeindeglieder können
nnen 2 Wochen seit der ersten Kanzelabkündigung 
i 14 Abs. 2) beim Gemeindekirchenrat Einsprüche 
igen die Wahl schriftlich oder zu Protokoll erheben. 
inwendungen, die durch· Einspruch gegen die Stimm­
;te (§ 5) hätten geltend gemacht werden können, sind · 
1 Wahleinspruchsverfahren nicht mehr zuläs@g. 

2. Soweit Einspruch erhoben worden ist, ist die Ein­
führung nachzuholen, sobald der Einspruch zurückg� 
wiesen ist. 

3. Falls die einzuführenden Neugewählten die ver­
fassungsmäßige Zahl nicht erreichen, werden zwecks 
Sicherung der Beschlußfähigkeit des Gemeindekirchen­
rats von den früheren }fügliedern diejenig·en durch d:1,<; 
Los bestimmt, die bis zm Einführung der Neugewählten 
im· Amt bleiben. 

VIII. Erf at; ausfd1eit;enl:>er MitgUet'ier
§ 18

1. Tritt ein Gewählter sein Amt nicht an, verliert·
er es infolge der Verweigerung des Gelöbnisses (Art. 54 
Abs. 2 . PKO) oder scheidet er während der Amtsdauer 
aus, so stellt der Gemeindekirchenrat auf Grund der 
Wahlniederschrift fest, welcher nächste Ersatzmann in 
dt:)n Gemeindekirchenrat eintritt. Ist die Liste der ge­
wählten Ersatzleute erschöpft, so wählt der G.emeinde­
kirchenrat · nach Anhörung des Gemeindebeirats den Er­
satzmann. für die Dauer bis zur n:ächsten Neuwalü. 
. 2. Die Bekanntgabe der Ersatzwahl, das Einspruchs­
verfahren und die Einführung des Gewählten erfolgen 
in sinngemäßer Anwendung der §§ 15-17. 

IX. Befümmung Oes Wahltel'mioe
unt, Sd1lußt101•f chrHten

§ 19
Der Termin ·aer neuen 'Wahl wird von der Kirchen­

leitung einheitlich fü:i; das ganze Gebiet der Pommer­
sehen Evangelischen Kirche festgesetzt. Die Kirchen­
leitung kann bestimmen, daß in Pfarrsprengeln mit 
mehreren Kirchengemeinden oder in räumlich ausgedelm­
teii Kirchengemeinden mit verschiedenen fest.abgegrenz­
ten Orten die Wahl an zwei aufeinanderfolgenden Sonn­
tagen stattfindet. 

§ 20
1. Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Oktober 1950 in

Kraft. M.t dem gleichen Zeitpunkt treten entgegeimte­
hende·· Bestimmungen des kfrchlichen Gemeindewahlge­
setzes vom 29. 9. 1922 (KGVBl. 1924, S. 117) und der 
kirchlichen Gemeindewahlordnung vom 22. 5. 1928 
(KGVBL 1928, S. 153) für das Gebiet der Pommerschen 
Evangelischen Kirche ·außer Kraft. 

2. Die erforderlichen Durchführungsbestimmungen
erläßt das Konsistorium. Dieses hat insbesondere einen 
'l',er1ninkalender für die Wahl und Muster für die er­
forderlichen Formulare den Kirchengemeinden bekannt­
zugeben. 

2. Über de11: Einspruch entscheidet der . Gemeinde­
rchenrat. Die Entscheidung ist ,dem Beschwerdeführer 
1d den etwa sonst Betroffenen mitzuteilen. Gegen den 
escheid steht jedem Beteiligten binnen 2 Wochen die 
esclnverde zu, über die •·der Kreiskirchenrat endgültig Das vorstehende, vom Präses der Provinzialsynode 

unter dem 15. Juni 1950 ausgefertigte Kirchengesetz 
r wird hierdurch verkündet. 

itscheidet. 

VH. Einführnng t'ler Gemähltcn 
§ 17

1. Nach Ablauf· der Einspruchsfrist sind die Ge­
ählten, gegen deren. 'll{ahl kein Einspruch erhoben ist, 
sbald im Hauptgottesdienst in ihr .Amt einzuführen 
A.rt. 5.4 PKO). 

Gr e i fs w a 1 d ,  den 18. September 1950. 

(He !<irchenleitung 
l)er Pommerf chen. Eoangelikhm Kird1e 

D. vo n S eh e ve n.
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NR. 3 EINFUHRVNQSGESETZ ZUR KiRCHENORDNVN(j DER POMMERSCHEN 
EVANGELISCHEN KIRCHE VOM 21. SEPTEMBER 1950.

, Die Provinzialsynode hat :folgendes Kirchengesetz be-
. schlossen : 

§ 1
1. Die ersten Neuwahlen von Ältesten auf Grund der ·

Bestimmungen der Kirchenordnung und der ·Kirchen­
gemeindewahlordnung vom 2. Juni 1950 sollen spä­
testens bis zum 30. Juni 1951 stattfinden. Bei dieser
ersten Neuwahl ist die gaaze Zahl der nach Art. 48
PKO dem Gemeindekirchenrat angehörenden Ältesten
neu zu wählen.

2. Die· am 1. Oktober 1950 im · Amt befindlichen. Ge­
meindekirchenräte bleiben in ihrer bisherigen Zusam­
mens,etzung bis- zur Eiilführm1g der gemäß Abs. 1 zu
wählenden Ältesten bestehen.

3. Scheiden in der 'Zwischenzeit· einzelne Älteste aus
dem Gemeindekirchenrat aus und sind Vertreter
nicht vorhanden, so kann der Gemeindekirchenrat,
solange er beschlußfähig bleibt, Ersatzleute in der
Zahl der· ausscheidenden Mitglieder S"elbst wählen.
Auch diese ]Jrsatzleute bleiben bis zur Einführung
der neugewählten Ältesten im Amt. Die Ersatzwahl
b_edarf der Bestätigung des Kreiskirchenrates; Für
die Bekanntg·abe der Ersatzwahl und für das Ein­
spruchsverfahren gelten die Bestimmungen des § 15
Abs. 2 und §' 16 der Kirchengemeindewahlordnung
· sinngemä.ß. Von einer besonderen Einführung der ge­
. wählten Ersatzleute vor .der Gemeinde ist abzusehen;
jedoch haben die Gewähiten das Amtsgelöbnis•gemäß
Artikel 54 PKO in der ersten Sitz1mg des Gemeinde- .
kirch�nrats, au der sie teilnehmen, abzulegen.

4. Ist der Gemeindekirchenrat. nicht mehr beschluß­
fähig, so bestellt 'der Kreiskirchenrat die erforder­
liche Anzahl von Ersatzleuten. Kann auf diese Weise
ein beschlußfähiger Gemeindekirchenrat . nicht ge­
bildet werden, so bestellt das Konsistorium nach An­
hörung des Kreiskirchenrats einen oder mehrere Be­
vollmächtigte, die die Rechte und Pflißhten des Ge­
meindekirchenrats bis zur kirchenordnungsmäßigen
Neuwahl der Ältesten wahrnehmen. Die Bestimmun­
gen des Abs. 3 Satz 5 über die Einführung und das

J Amtsgelöbnis sind sinngem,äß anzuwenden. .

§·2
1. Die Rechte und Pflichten der Kreißkirchenräte

werden bis zur ersten Neuwahl der Beisitzer von den
bisherigen Kreissynodal vorständen wahrgenommen.

2. Scheidet · in der Zwischenzeit ein Mitgli\3<1 des bis­
herigen. Kreissynodalvorstandes aus und sind
Vertreter nicht -vorhanden, so kann an seiner Stelle
ein Ersatzmann von dem bisherigen Kreissynodal­
vorstand aus den :Mitgliedern der Kreissynode ge­
wählt werden Der gewählte Ersatzmann bedarf der
Bestätigung des Konsistoriums. Er bleibt wie die
übrigen Niitg1ieder des Kreissynodalvorstandes bis zur
ersten Neuwahl der Beisitzer des Kreiskirehenrats im
Amt.

3. Ist der Kreissynodalvorstand nicht mehr beschluß­
fähig, so bestellt das Konsistorium die erforderliche
Anzahl von Ersatzmitgliedern nach Anhörung des
Superintendenten.

§ 3
Die ersten Wahlen von Kreissyi10dalältesten gemäß
Art. 91 Abs. 2 Ziff. 4 PKO und die Einberufung der
Kreissynoden sollen bis zum· 30. September 1951 er­
folgen. Bis zum Zusammentritt der neuen Kreis­
synode nimmt die bisherige Kreissynode die Rechte

und Pflichten der Kreissynode nach der Kirchen­
ordnung wahr. 

§ 4
1. Die Bildung der Landessynode auf Grund des

/4..rt. 128 PKO soll spätestens bis zum 15. -No­
vember 1951 erfolgen. Bis zum Zusammentritt der
Landessynode nimmt die bisherige Provinzialsynode
die Rechte und Pflichten der Landessynode nach der
Kirchenordnung wahr. Ebenso bleiben die ständigen
Ausschüsse der bisherigen Provinzialsynode bis zum
Zusammentritt qer Landessynode bestehen.

2. Bis zur N euwyahl des Präses der Landessynode und
seiner Stellvertreter werden · deren Rechte und
Pflichten von dein Präses der Provinzialsynode und
seinen �tellvertretern nach der Kirchenordnung

. wahrgenommen.
§ 5

1. Die bisherige IGrchenleitung bleibt im · Amt, bis die .
auf Grund -der Kirchenordnung neuzubildende Lan­
dessynode die gemäß Al't. 135 Abs. 1 Ziff. 3 PKO zu·
wählenden Mitglieder neu gewählt hat. Die Bestim-·
mungen des Art. 135 Abs. 1 · Ziff l und 4, Abs;· 3,
Abs. 4 Satz 2, Abs. 5 und des Art. 136 PKO finden
bereits vom 1. Oktober 1950 ab �wendung, Ihre
Rechte und Pflichten werden durch die Kirchen­
ordnung bestimmt.

2. Scheidet in der Zeit bis zur Neuwahl der Kirchen­
leitung ein Mitglied aus der bisherigen Kirch�nleitung
aus, das der Kirchenleitung nicht kraft seines Amtes
angehört,· so kann die Kirchenleitung ein Ersatzmit­
glied selbst wählen. Das Ersatzmitglied bleibt bis zur
Neuwahl -der im Art. 135 Abs. 1 Ziff. 3. PKO ge­
nannten Mitglieder 'durch die Landessynode im. Amt. ·

§ 6
Der im Amt befindliche Bischof und die im Amt be­
findlichen Pröpste .führen ihre Äinter vom· 1. Ok­
tober 1950 ab nach den Vorschriften der Kirchen­
ordnung. Eine Neubesetzung dieser Ämter aus. An­
laß des Inkrafttretens der Kirchenordnung findet
nicht statt. Bis zum Brlaß des in Art. 122 PKO vor:
gesehenen Kirchengesetzes tritt . an die· Stelle·. des in
dieser Bestimmung vorgesehenen Wahlkollegiums· die

· durch die Mitglieder des Ordnungsausschusses er-
weiterte Kirchenleitung.

· · 

§ 7
Bis zur Neuwahl der nach Art. 148 Abs. 3 Ziff. 2
PKO zu wählenden Mitglieder -des Rechtsausschusses
bleibt der bisherige Rechtsausschuß der Kirchen­
provinz im Amt Scheiden in der Zwischenzeit Mit­
glieder des Rechtsausschusses aus, so werden von der
Kirchenleitung Ersatzleute bestellt.

§ 8
1. Dieses Kirchengesetz tritt gleichzeitig mit der Kir­

chenordnung am 1. Oktobe:e 1950 in Kraft.
2. Die erforderlichen Durchführungsbestimmungen so­

wie etwa weiter erforderliche Überleitungs- und Aus­
führungsvorschriften erläßt die Kirchenleitung.
Das ,vorstehende, vom Präses der Provinzialsynode

unter dem 21. September 1950 ausgefertigte Einfüh­
rungsgesetz zur Pommerschen Kirchenordnung wird 
hierdurch verkündet. 

Gre i f  .s w al d ,  den 28. September 1950. 
Die Kirchenleitung 

�er Pommerr chen Eoangelifchen Kirche 
D. vo n S c h e v e n.
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NR. 4 l<IRCHENGESETZ UBER DIE BESETZVN(j. DER PFARRSTELLEN 
VOM 2� JUNI 1950 

Die Provinzialsynode hat folgendes Kirchengesetz 
beschlossen: 

§ 1
·L Der Gemeindekirchenrat hat eine Pfarrstelle zu be­

setzen. 
a) wenn bei der letzten Besetzung einer Pfarrstelle

der K1rchengemeinde eine Wahl -durch den Ge­
meindekirchenrat nicht stat�gefunden hat; oder

b) wenn die Kirchenleitung dem Gemeindekirchenrat
die Besetzung im Einzelf_all überträgt.

2. Das Konsistorium hat eine Pfarrstelle zu b.esetzen,
a) wenn bei der letzten Besetzung einer Pfarrstelle

· der Kirehengemeinde e�ne Wahl durch den Ge­
meindekirchen.rat stattgefunden · hat oder · 

b) wenn die Kirchenleitung im Einzelfall aus schwer­
. wiegenden Gründen nach .Anhörung des Gemeinde­
kirchenrats dem· Korisistorium die Besetzung über-
1.räg( 

3. Das KomdstoriUII,1- kann eine Pfarrstelle besetzen
a) wenn dem Pf'arrer gleichzeitig ein leitendes Amt

oder ein Landespfarramt übertragen werden soll,
b) wenn eine neu errichtete- Pfarrstelle zum ersten

1\1:al zu besetzen ist,
c) wenn der Gemeindekirchenrat zur Besetzung der

Stelle verpflichtet ist, aber innerhalb einer ihm
vom Konsistorium gesetzten angemessenen Frist
eine Wahl nicht vornimmt.

§ 2
Jede Erledigung einer Pfarrstelle zeigt der Ge­

meindekirchen.rat dem Superintendenten an, -der dem 
Konsistorium :Bericht erstattet. Das Konsistorium schreibt 
die Stelle aus; . es kann hiervon absehen, wenn es· selbst 
die Pfarrstelle besetzt. 

I. ßef et;ung burch t>en Gemeint>ekirchenrat
§ 3

L Der Gemeindekfrchenrat bereitet die Besetzung 
vor .Er bemüht sich um geeignete Pastoren und kann 
Älteste oder • andere Gemeindeglieder an den Wohnort 
,eines Pastors · entsenden, um ihn predigen zu hören und _ 
Erkundigungen einzuzi�hen. Bewerbungen .-sind an den 
Gemeindekirchenrat über das Konsistorium zu richten. 

2. Der Gemeindekirchenrat bestimmt in . einer -
Sitzung, an der der Superintendent teilnimmt, wen c•r­
der Gemeinde vorstellen will. Er ist dabei an Bewer­
bungen nicht gebunden. Im allgemeinen sollen ·nicht 
mehr als drei Geistliche für die Vorstellung· aus·ersehen 

· w·erden.
§ 4

1 Die ausersehenen Pastoren werden vom Super­
intendenten aufgefordert, _ sich der Gemeinde vorzu:­
stellen, ·indem sie einen Gottesdienst und eine Kate­
chese halten und darüber hinaus, wenn es die mit. der 
Stelle verbundenen Sonderaufgaben nahelegen, einen 
anderen pfa.rramtlichen Diellßt . vers-ehen. In Verbin­
dung hiermit ka� eine persönliche Unterredung mit 
dem Gemeindekirchenrat stattfinden. 

2. Von einer Vorstellung. kann abgesehen ·werden,
, wenn der :Pastor in der Gemeinde bereits längere Zeit. 

ein Amt verwaltet hat oder ihr in anderer tWeise hin­
reichend bekannt geworden ist. · 
. . 

§ 5
1. Die Wahr" erfolgt nach ·Anhörung des Gemeinde­

beirats durch den Gemeindekirchenrat, in pfarraintlich 
verpundenen Gemeinden durch den gesamten Gemeinde­
kirchenrat des Pfarrsprengels. 

2. · Der Superintendent bestimmt im Einvernehmen
mit dem Gemeindekirchenrat den Wahltermin und ver­
anlaßt die Einladung zur Wahl mit einer Frist von -
mindestens 2 Wochen. 

3� Der Superintendent leitet die Wahlhandlung._ 
Gewählt wird durch Stimmzettel. Erhält nieinand mehr 
als die Hälfte der abgegebenen Stimmen, so ist erneut 
zwischen den beiden zu wählen, die die meisten Stim­
men erhalten ha.ben. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. 

. § 6 
1. Das Ergeb�lis der Wahl ist in einer· Niederschrift

:festzuhalten und der . Gemeinde im nächsten Haupt­
gottesdienst TJekan:ntzugeben. 

2. Innerhalb von zwei Wochen nach der Bekannt­
gabe kann jedes zur Ältestenwahl berechtigte Gemeinde­
glied (Art. 48 Abs. 2; 49 PKO) beim Gemeindekirchen­
rat schriftlich oder zu Protokoll Einspruch gegen Ga-

- ben, . Lehre und Wandel des_ Gewählten - einlegen. Die_
Gemeindeglieder sind durch Kanzelabkündigung an
zwei aufeinanderfolgenden Sonntagen oder in anderer

_ geeigneter Weise · auf dieses Recht besonders hinzu­
weisen. Der G�meindekirchenrat legt die Einsprüche mit 
s�iner Stellungnahme dem Kr�iskirchenrat vor, · der 
darüber entscheidet, soweit nicht der Fall des· Al?satzes 3 
vorliegt. Gegen die Entscheidung des -Kreiskirchenrat'3 
ist innerhalb von zwei Wochen Beschwerde an das Kon­
sistorium zulässig. Dieses entscheidet endgültig. 

3. - Ein Einspruch gegen die Lehre des Gewählten
ist dem Konsistorium vorzulegen. Es kann ihn zurück­
weisen, wenn es ihn für offensichtlich unbegrün9-et er­
achtet; andernfalls legt es den Einspruch der Kirchen­
leitung vor.

§ 7
Wfrd ein Einspruch nicht erhoben oder wird · er 

zurückgewiesen und nimmt der Gewählte die Wahl an, 
so fertigt der Gemeindekirchenrat nam�ns der Kirche 
die - Berufungsurkunde aus. Der Superintendent bestä­
tigt auf der Berufungsurkunde, daß die Wahl der Ord­
nung gemäß vollzogen ist, und legt die Urkunde _dem 
Konsistorium vor. Das Konsistorium beschließt :über 
die Bestätigung und vollzieht sie. Wird die Bestätigung 
versagt, so sind dem G�mein,dekirchenrat die Gründe 
mitzuteilen. 

II •. ßefet;ung {)urch Oaa Konfiftorium 
§ 8

1. Nach Fühlungnahme mit dem Gemeindekirchen­
rat wird vom Konsistorium ein Pastor für die Besetzung 
der Stelle - ausersehen. Ein Widerspruch des. Bischofs 
darf . dabei nicht übergangen werden. 

2. Das Konsistorium fordert den für die Stelle aus­
ersehenen Pastor auf, sich der Gemeinde vorzustellen. 
Er benachrichtigt hiervon den Superintendenten, der 
für die Bekanntgabe an den Gemeindekirchenrat und 
die Gemeindeglieder Sorge_ trägt und nach �öglichkeit. 
selbst an dem der Vorstellung· dienenden Gottesdienst 
teilnimmt. Fiir ,die Vorstellung gelten die Grundsätze 
des § 4. 
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3. Wird von einer Vorteilung abgese hen, weil der
Pastor der Gemeinde bereits längere Zeit hindurch ge­
dient hat oder ihr in anderer Weise bekannt geworden 
ist, so ist dei• Name des ausersehenen Pastors der Ge­
me:inde im Gottesdienst bekannt zu geben. 

§ 9
1. Innerhalb von zwei Wochen ·nach der Vorstel­

lung oder Bekanntgabe kann der Gemeindekirchenrat 
und jedes zum _Heiligen Abendmahl zugelassene Ge­
meindeglied beim Superintendenten schriftlich oder zu 
Protokoll Einwendungen gegen den ausersehenen Pastor· 
erheben. Der Superintendent legt sie mit seiner Stel­
lungnahme dem Konsistorium vor. Die Gemeindeglieder 
sind durch Kanzelabkündigung oder in anderer geeig­
neter. Weise '

°

auf dieses Recht besop.ders hinzuweisen. 
2. Einwendungen, die sich auf -die Lehre beziehen,

sind der Kirchenleitung vorzulegen. Im übrigen würdigt 
das Konsistorium die Einwendungen; werden sie insbe­
son_dere vom Bischof für begründet erachtet, so muß ein 
anderer Pastor für füe Stelle ausersehen werden. 

§ 10

·werden Einwendungen nicht erhoben od,or nicht für
begTündet eracMet und nimmt der Pastor ctie Berufung 
an, so fertigt das Konsistorium namens der · Kirche die 
Berufungsurkunde aus. 

§ 11
. 1. Dieses . Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1951 in
Kraft. 

2. Di0 erforderlichen Ausführungsbestimmungen cr­
·läßt die Kir<•henleitung.

Da',! vorstehende, vom Präses der Provinzialsynode
unter a,ffa 15. Juni 1950 ausgefertigte Kirehm1gese1z
wird hierdurch verkündet.

G r e i f s w a 1 d , den 18. September 1950. 

Die Kirchenleitung 

tler Pommerfchen Eoangdif cllen Kirche 
D. v o n  S ch ev en.
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